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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Nach dem Ständerat lehnte auch der Nationalrat eine parlamentarische Initiative
Simoneschi-Cortesti (cvp, TI) ab. Der Vorstoss hatte gefordert, dass jeder Bewerbung
für eine berufliche Tätigkeit mit Kindern oder Jugendlichen unter 16 Jahren ein
Strafregisterauszug beigelegt werden muss. Mit dem Bundesgesetz vom 13. Dezember
2013 über das Tätigkeitsverbot und das Kontakt- und Rayonverbot war dem Anliegen
bereits Rechnung getragen worden, weshalb eine Mehrheit des Nationalrats mit 104 zu
71 Stimmen bei 4 Enthaltungen den ursprünglichen Entscheid von 2008 revidieren
wollte. Der Sonderprivatauszug wird ab dem 1. Januar 2015 Realität. Der Bundesrat
hatte die durch das Bundesgesetz über das Tätigkeits-, Kontakt- und Rayonverbot
geforderte Teilrevision der Verodnung über das Strafregister (VOSTRA) ebenfalls auf
Anfang 2015 in Kraft gesetzt. Danach haben neu Privatpersonen, welche sich auf eine
berufliche oder organisierte ausserberufliche Tätigkeit mit regelmässigem Kontakt zu
Minderjährigen oder zu anderen besonders schutzbedürftigen Personen bewerben, die
Möglichkeit, einen Strafregisterauszug zu bestellen, der nur jene Urteile aufführt, die
ein Tätigkeitsverbot oder ein Kontakt- und Rayonverbot enthalten. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.03.2014
NADJA ACKERMANN

Anita Chaaban, die Mutter der Verwahrungsinitiative, lancierte zwei weitere
Volksinitiativen: Die erste forderte ein nicht öffentlich zugängliches Zentralregister zur
Beurteilung von Sexual- und Gewaltstraftätern, das zweite Volksbegehren deckte sich
inhaltlich mit der parlamentarischen Initiative Rickli (svp, ZH) und wollte, dass die
Vollzugsbehörden für rückfällige Sexual- und Gewaltstraftäter haften. Die damit in den
Blick genommene Erweiterung der Staatshaftung auf Fälle mit Freiheitsstrafen sowie
die persönliche Haftung der Amtsträger bei Fehlentscheiden wurden von Experten als
heikel eingeschätzt. So widersprächen der Automatismus sowie das Fehlen einer
Verjährungsklausel dem Prinzip der Verhältnismässigkeit. Nicht zuletzt würde sich eine
solche Regelung auch negativ auf die Unabhängigkeit der Behörden auswirken. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 30.04.2014
NADJA ACKERMANN

Um den Strafjustizbehörden eine korrekte Urteilsfassung zu ermöglichen, soll das
Verwertungsverbot von bereits gelöschten Strafregistereinträgen zu bedingt
ausgesprochenen Freiheitsstrafen aufgehoben werden. Diese Änderung des
Strafregistergesetzes gegen die „blinden“ Richter forderte eine Motion Bischof (cvp,
SO), die der Ständerat an den ebenfalls zustimmenden Nationalrat überwies. 3

MOTION
DATUM: 24.11.2014
NADJA ACKERMANN

Die Motion Bischof (cvp, SO) zum Thema Löschungsfristen für Strafregistereinträge
wurde im Frühjahr 2016 von beiden Räten abgeschrieben, nachdem die Anliegen des
Vorstosses in die Totalrevision des Strafregistergesetzes miteinbezogen worden
waren. 4

MOTION
DATUM: 15.03.2016
KARIN FRICK

Privatrecht

Mit dem Inkrafttreten des Erwachsenenschutzgesetzes ab dem 1. Januar 2013 wird neu
der Entzug der Handlungsfähigkeit nicht mehr in den kantonalen Amtsblättern publik
gemacht. Ob eine Person handlungsfähig ist, hat insbesondere bei Vertragsschlüssen
eine Bedeutung, da bevormundete Personen keine Verträge abschliessen können. Um
auch in Zukunft die Rechtssicherheit wahren zu können, gaben beide
Rechtskommissionen einer parlamentarischen Initiative Joder (svp, BE) Folge, welche
fordert, dass das kantonale Betreibungsamt künftig über die Ergreifung oder Aufhebung
einer Massnahme des Erwachsenenschutzrechtes informiert wird und die Information
im Betreibungsregister einträgt. So ist die Information auch Dritten bei der Einholung
des Betreibungsregisterauszuges zugänglich.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.10.2012
NADJA ACKERMANN
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In den Bereichen Zivilstandswesen und Grundbuch sollen Änderungen am ZGB
vorgenommen werden, so die Absicht des Bundesrates in seiner Botschaft vom 16. April
2014. Die RK-NR beschloss im Februar 2016 jedoch, die Vorlage entlang der
Themenbereiche in zwei Vorlagen zu unterteilen und diese getrennt zu behandeln. In
der Aprilsession 2016 beriet der Nationalrat folglich nur den Teil, der das
Zivilstandswesen betrifft. Hierbei standen der Betrieb und die Weiterentwicklung des
elektronischen Personenstandsregisters «Infostar» im Zentrum. Das Register, für
welches bisher der Bund und die Kantone zuständig waren, soll künftig als reines
Bundesregister geführt werden. Der Bund soll mit der Verantwortung für die
Koordination auch die Kosten für das Register übernehmen, die bisher von den
Kantonen getragen wurden. Die Kantone werden dem Bund im Gegenzug für die
Benutzung der zivilstandesamtlichen Funktionen von Infostar eine Gebühr entrichten.
Da Infostar primär ein Arbeitsinstrument für Zivilstandesbeamte in den Kantonen und
Gemeinden darstellt, wird die enge Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen
auch weiterhin gewährleistet. CVP-Fraktionssprecher Karl Vogler (csp, OW) zufolge ist
die Neuerung ein «weiterer wichtiger und richtiger Schritt in Richtung E-Government-
Verbund zwischen Bund, Kantonen und Gemeinden.» Der Nationalrat verschob die
Bestimmungen über das Grundbuch in eine zweite Vorlage und hiess die Neuregelung
zum Zivilstandsregister einstimmig gut. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.04.2016
KARIN FRICK

In der Sommersession 2016 befasste sich der Nationalrat mit Änderungen des ZGB in
Bezug auf das Grundbuch. Mit seiner Vorlage wollte der Bundesrat den Kantonen die
Möglichkeit geben, für bestimmte Informatikdienstleistungen im Bereich des
Grundbuchs private Firmen beizuziehen. Ausserdem soll im Grundbuch die AHV-
Versichertennummer als Personenidentifikator verwendet werden dürfen. Die grosse
Mehrheit der vorberatenden Kommission war der Ansicht, dass die Grundbuchführung
eine zwingende Verwaltungsaufgabe darstelle und es deshalb ausgeschlossen sei,
solche Aufgaben an Private zu übertragen. Zur Verwendung der AHV-
Versichertennummer äusserte sie Bedenken wegen des Datenschutzes. Ein sektorieller
Personenidentifikator sei der AHV-Nummer vorzuziehen, um erstens nicht den
gläsernen Bürger zu forcieren und zweitens die Sicherheit der Daten zu erhöhen. Die
Ratsmehrheit schloss sich mit 124 zu 24 Stimmen bei 9 Enthaltungen der Kommission
an und wies das Geschäft an den Bundesrat zurück. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.06.2016
KARIN FRICK

Das Handelsregisterrecht als Teil des Obligationenrechts soll revidiert werden, um
einerseits die Qualität und Aktualität der im Register geführten Personendaten und
andererseits die Gesetzmässigkeit, Rechtsgleichheit und Übersichtlichkeit des
Registers zu verbessern. Darüber hinaus sollen Vereinfachungen bei formellen
Vorschriften die Unternehmen entlasten. Der Bundesrat hatte im April 2015 eine
entsprechende Botschaft zum Gesetzgebungsprojekt verabschiedet, mit welchem sich
der Ständerat in der Herbstsession 2016 als Erstrat befasste. So unbestritten wie das
Eintreten waren auch die meisten Vorschläge des Bundesrates und die samt und
sonders einstimmigen Anträge der RK-SR. Die Kantonskammer nahm alle Anträge ihrer
Kommission stillschweigend an, wodurch die Vorlage jedoch keine grundlegenden
Änderungen erfuhr. Während die meisten Ergänzungen darauf zielten, die bestehende
Praxis ausdrücklich im Gesetz zu verankern, brachte der Ständerat eine inhaltliche
Änderung an: Er lehnte es ab, wie vom Bundesrat vorgeschlagen das Institut der
Gemeinderschaft aus dem ZGB zu streichen, da dieses Vorhaben aus Gründen der
Einheit der Materie nicht in die Revision des Handelsregisterrechts passe. Der
Bundesrat hatte diese Art der Erbengemeinschaft mit aufgeschobener Teilung des
Erbes als nicht mehr zeitgemäss erachtet. Einstimmig verabschiedete die kleine
Kammer die nur leicht veränderte Vorlage zu Handen des Nationalrats. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2016
KARIN FRICK

Der Nationalrat befasste sich in der Wintersession 2016 als Zweitrat mit der Revision
des Handelsregisterrechts. Wie bereits im Erstrat stiess die Vorlage auch in der grossen
Kammer in weiten Teilen auf unbestrittene Zustimmung. Zwei inhaltliche Aspekte waren
Gegenstand der Diskussion im Nationalrat: Erstens wollte die Mehrheit der RK-NR die
Umsatzschwelle, ab welcher ein Unternehmen zum Eintrag ins Handelsregister
verpflichtet ist, von den bisherigen CHF 100'000 auf CHF 500'000 erhöhen. Sie
begründete ihr Ansinnen damit, dass für die Eintragungspflicht ins Handelsregister die
gleiche Schwelle wie für die Anwendung der allgemeinen rechnungslegungsrechtlichen
Bestimmungen gelten solle, welche aktuell bei CHF 500'000 festgesetzt ist. Die
Minderheit, welche sich für das Beibehalten des geltenden Schwellenwerts aussprach,

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2016
KARIN FRICK
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argumentierte mit der Verschlechterung des Gläubigerschutzes und der Transparenz im
freien Wettbewerb gegen eine solche Erhöhung. Mit 100 zu 85 Stimmen konnte sich die
bürgerliche Mehrheit durchsetzen und den Schwellenwert anheben. Als zweiter
Streitpunkt beschäftigte sich der Nationalrat mit dem Rechtsinstitut der
Gemeinderschaft, das eine Kommissionsminderheit dem Vorschlag des Bundesrates
folgend abschaffen wollte. Nach Ansicht der Kommissionsmehrheit sollte es jedoch
nicht allein aufgrund seiner seltenen Verwendung abgeschafft werden. Hier bildete eine
Allianz aus Abgeordneten der Grünen, SP, CVP und SVP eine Mehrheit von 126 gegen 56
Stimmen, womit sich der Nationalrat in diesem Punkt dem Ständerat anschloss und das
Institut der Gemeinderschaft vorerst bestehen bleibt. Mit der verbleibenden Differenz
betreffend die Umsatzschwelle gab die Volkskammer die Vorlage einstimmig an den
Ständerat zurück. 8

Als Zweitrat befasste sich der Ständerat in der Wintersession 2016 mit der
Modernisierung des Zivilstandsregisters und des Grundbuches. Wie schon im Erstrat
waren die Bestimmungen über das Zivilstandsregister unumstritten. Auch der Ständerat
sprach sich oppositionslos dafür aus, den Betrieb und die Weiterentwicklung des
informatisierten Personenstandsregisters (Infostar) in die Verantwortung des Bundes zu
übergeben. Im Gegensatz zur grossen Kammer, die alle Bestimmungen betreffend das
Grundbuch aus der bundesrätlichen Vorlage gestrichen, in eine neue, separate Vorlage
überführt und diese dann an den Bundesrat zurückgewiesen hatte, behandelte der
Ständerat auch den Teil betreffend das Grundbuch. Als erster Aspekt stand hier die vom
Bundesrat vorgesehene Verwendung der AHV-Versichertennummer als
Personenidentifikator zur Debatte. Nach Rücksprache mit der Verwaltung entschied
sich die RK-SR dazu, einen sektoriellen Personenidentifikator nach Vorbild des
Handelsregisters vorzuschlagen – dies sowohl aus datenschutzbezogenen als auch aus
praktischen Gründen: Die AHV-Nummer müsste von der ZAS geliefert werden, was zu
Verzögerungen bei der Eintragung im Grundbuch und damit auch bei der Anwendung
von gesetzlichen Normen führen würde. Der zweite Streitpunkt betraf den Betrieb einer
privatrechtlichen Auskunfts- und Dienstleistungsplattform für das Grundbuch. Die RK-
SR war der Ansicht, die Erbringung dieser reinen Informatikdienstleistung durch einen
privaten Anbieter ändere nichts daran, dass die Führung des Grundbuchs eine originäre
Aufgabe der Kantone sei, zumal keinerlei Daten von Privaten geführt oder bearbeitet,
sondern nur den berechtigten Personen mittels einer elektronischen Schnittstelle zur
Verfügung gestellt würden. Das bereits von 13 Kantonen verwendete und einwandfrei
funktionierende System „Terravis“ solle nicht grundlos zwangsverstaatlicht werden. Der
Ständerat trat auf die bundesrätliche Vorlage im Gesamten ein und folgte in allen
Punkten seiner Kommission. Auf den zweiten Entwurf, den der Nationalrat geschaffen
hatte, um die Bestimmungen betreffend das Grundbuch separat zu behandeln, trat die
kleine Kammer nicht ein. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2016
KARIN FRICK

Im März 2015 hatte der Nationalrat die Frist für die parlamentarische Initiative Joder
(svp, BE) zur Publikation von Erwachsenenschutzmassnahmen bis zur Wintersession
2015 verlängert. Die RK-NR hatte darauf im November 2015 einen Erlassentwurf und im
darauffolgenden Frühjahr den erläuternden Bericht dazu verabschiedet und dem
Bundesrat zur Stellungnahme vorgelegt. Da die vom Initiant angestrebte Eintragung von
Erwachsenenschutzmassnahmen im Betreibungsregister in der Vernehmlassung harsch
kritisiert worden war, setzten sowohl der Bundesrat als auch die Kommissionsmehrheit
schliesslich auf eine andere Lösung: Auskünfte über Erwachsenenschutzmassnahmen
sollen weiterhin ausschliesslich durch die zuständige Erwachsenenschutzbehörde und
nach Glaubhaftmachung eines entsprechenden Interesses an Dritte erteilt werden,
allerdings soll der Bundesrat mittels Verordnung das Verfahren für solche Auskünfte
vereinheitlichen und vereinfachen. Dadurch sollen im Vergleich zum ursprünglichen
Vorschlag einerseits ein besserer Schutz dieser hochsensiblen Personendaten
gewährleistet und andererseits das Risiko falscher oder nicht mehr aktueller Daten
minimiert werden. Die Kommissionsminderheit beantragte, an der anfangs
vorgesehenen Zuständigkeit des Betreibungsamtes festzuhalten.
Der Nationalrat sprach sich in der Herbstsession 2016 mit klarer Mehrheit für die
Version der Kommissionsmehrheit aus und der Ständerat stimmte in der
darauffolgenden Wintersession einstimmig zu. In der Schlussabstimmung wurde die
Vorlage von beiden Räten einstimmig angenommen. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2016
KARIN FRICK
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Während die Revision des Handelsregisterrechts bisher in den allermeisten Punkten
von Einigkeit geprägt war, lieferten sich die eidgenössischen Räte im Frühjahr 2017
einen veritablen Schlagabtausch um die letzte Differenz. Die Streitfrage war, ab
welchem Umsatz ein Einzelunternehmen der Eintragungspflicht ins Handelsregister
unterliegen soll. Der Nationalrat hatte diese Schwelle im Dezember 2016 von CHF
100'000 auf CHF 500'000 erhöht, um den Wert an die geltenden Bestimmungen im
Rechnungslegungsrecht anzugleichen. Weder die ständerätliche Rechtskommission
noch der Rat konnten diesen Schritt jedoch nachvollziehen und beschlossen
einstimmig, an der 100'000-Franken-Hürde festzuhalten, wie sie auch heute geltendes
Recht ist. Bei einer Erhöhung auf CHF 500'000 fielen viele Einzelunternehmen aus der
Eintragungspflicht, was den Gläubigerschutz enorm verschlechtere, da nicht im
Handelsregister eingetragene Unternehmen nicht der Konkursbetreibung, sondern nur
der Betreibung auf Pfändung unterliegen. Doch auch der Nationalrat zeigte sich stur
und sprach sich mit 99 zu 93 Stimmen bei einer Enthaltung erneut für die Erhöhung auf
CHF 500'000 aus. Davon unbeeindruckt hielt die Kantonskammer weiterhin einstimmig
an ihrem Beschluss fest. So war es schliesslich der Nationalrat, der in seiner dritten
Beratung einlenkte, um nicht das gesamte Revisionsprojekt zu gefährden. Die Erhöhung
des Schwellenwerts stelle einen beträchtlichen Eingriff in das Schuldbetreibungs- und
Konkursrecht dar und müsse nicht um jeden Preis an dieser Stelle getätigt werden. Auf
Antrag seiner Kommissionsmehrheit stimmte er der Vorlage mit 110 zu 59 Stimmen aus
SVP und FDP bei 3 Enthaltungen zu. An der Schlussabstimmung schien das Gezanke
schon wieder vergessen, hiessen doch beide Kammern das Gesetz einstimmig gut. Die
Frage nach der Umsatzschwelle ist damit jedoch noch nicht vom Tisch: Die RK-NR
verabschiedete ein Postulat (Po. 17.3115), das den Bundesrat beauftragt zu evaluieren,
ob eine Erhöhung des Schwellenwerts aufgrund der Inflation angezeigt wäre. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.03.2017
KARIN FRICK

Die Änderung des Zivilgesetzbuches betreffend das Zivilstandsregister und das
Grundbuch stand in der Sommersession 2017 wieder auf der Agenda des Nationalrates.
Die RK-NR stellte den Antrag, dass der Rat das Geschäft an die Kommission
zurückweisen möge, damit die Kommission die Vorlage in Bezug auf zwei zentrale
Fragen noch einmal beurteilen könne. Es geht hier zum einen darum, ob eine sektorielle
Identifikationsnummer oder die AHV-Nummer verwendet werden soll und zum anderen
stehe infrage, ob ein zentrales Register anstelle dezentraler kantonaler Register
installiert werden soll. Der Nationalrat nahm den Antrag stillschweigend an und wies das
Geschäft an seine Rechtskommission zurück. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.05.2017
KARIN FRICK

In der Wintersession 2017 nahmen die beiden eidgenössischen Räte die
Differenzbereinigung bei der Revision des ZGB betreffend die Beurkundung des
Personenstands und das Grundbuch in Angriff. Zuerst war der Nationalrat an der
Reihe, der die Vorlage in der Sommersession noch einmal an seine Rechtskommission
zurückgewiesen hatte. Beim umstrittensten Punkt der Vorlage, dem
Personenidentifikator im Grundbuch, war die RK-NR inzwischen umgeschwenkt und
sprach sich nun für die AHV-Nummer als Identifikator aus. Bei ihrer letzten Beurteilung
war die Kommission noch zum Schluss gekommen, ein sektorieller Identifikator sei zu
bevorzugen. Für den Sinneswandel verantwortlich war einerseits eine Konsultation bei
den Kantonen, bei der sich diese beinahe einstimmig für die AHV-Nummer
ausgesprochen hatten, und andererseits ein durch das BJ in Auftrag gegebenes
Gutachten der ETH Zürich, welches neben den Risiken auch datenschutztechnische
Vorteile der AHV-Nummer identifizierte. So sei diese dezentral auf rund 200
Applikationen der Kantone geführt, was es für Hacker schwieriger machen würde, auf
alle Daten zuzugreifen. Trotzdem blieben bei Personenidentifikatoren gewisse
Datenschutzbedenken, gerade auch im Zusammenhang mit zukünftigen
Digitalisierungsunterfangen, weshalb die RK-NR dazu ein Kommissionspostulat (Po.
17.3968) verabschiedete, das den Bundesrat beauftragt, noch innerhalb dieser
Legislatur ein Konzept zu erarbeiten, das sich mit den Bedenken des
Datenschutzbeauftragten und der verschiedenen Gutachten auseinandersetzt. Für eine
Minderheit, bestehend aus den Fraktionen der Grünen und der SVP, überwogen die
potenziellen Risiken einer Verwendung der AHV-Nummer als Personenidentifikator im
Grundbuch, weshalb sie den Beschluss des Ständerats für einen sektoriellen
Identifikator unterstützten. Die Mehrheit der grossen Kammer sprach sich indes klar,
mit 115 zu 69 Stimmen, für die Verwendung der AHV-Nummer aus.
Der Ständerat beschäftigte sich eine Woche später mit der Vorlage. Die RK-SR liess
verlauten, sie habe nach intensiven Diskussionen entschieden, dem Nationalrat in der
Frage der Personenidentifikation zu folgen. Zwar argumentierte auch hier eine
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Minderheit, die Verwendung der AHV-Nummer als Personenidentifikator
datenschutztechnisch sei heikel, doch der Ständerat folgte seiner Rechtskommission
und stimmte mit 30 zu 13 Stimmen für den Beschluss des Nationalrates. In den
Schlussabstimmungen nahmen sowohl der Ständerat mit 43 zu 0 als auch der
Nationalrat mit 183 zu 1 Stimmen die Vorlage deutlich an. 13

Um Menschen mit Transidentität oder mit einer Variante der Geschlechtsentwicklung
die Änderung des Geschlechts und des Vornamens im Personenstandsregister zu
erleichtern, gab der Bundesrat im Mai 2018 eine Änderung des Zivilgesetzbuches in die
Vernehmlassung. Bis anhin musste die rechtliche Anerkennung der
Geschlechtsänderung von einem Gericht festgestellt werden, was die Betroffenen
aufgrund der uneinheitlichen Rechtspraxis sowie der langen und teuren Verfahren vor
grosse Hürden stellte. Neu soll die Änderung von Geschlecht und Vornamen mittels
einfacher Erklärung gegenüber dem Zivilstandsamt vorgenommen werden können.
Familienrechtliche Verhältnisse (Ehe oder eingetragene Partnerschaft sowie
Elternschaft) sollen davon unberührt bleiben. Missbräuchliche Änderungen sollen
abgelehnt werden können und unter Strafe gestellt werden. Im Zweifelsfall soll das
Zivilstandsamt weitere Abklärungen wie ein ärztliches Zeugnis verlangen können. Nicht
angetastet wird jedoch die binäre Geschlechterordnung; die Einführung einer dritten
Geschlechtskategorie ist nicht vorgesehen.
Aus der Transgender-Gemeinschaft erntete der Bundesrat viel Lob für sein Vorhaben,
er gehe damit endlich einen Schritt in die richtige Richtung. Demgegenüber kündigte
die SVP bereits ihren Widerstand an, weil sie das traditionelle Familienmodell in Gefahr
sah und aufgrund der wegfallenden ärztlichen Gutachten zunehmenden Missbrauch
befürchtete, etwa von Männern, die dem Militärdienst entgehen oder früher
pensioniert werden wollten. Das Transgender Network Switzerland bezeichnete diese
Missbrauchsdebatte in der Presse indes als verfehlt; es sei unrealistisch, dass jemand
allein dafür mit einem falschen Geschlechtseintrag leben und sich sogar strafbar
machen wolle. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.05.2018
KARIN FRICK

Mit der Überweisung eines Postulats Ruiz (sp, VD) verlangte der Nationalrat vom
Bundesrat einen Bericht, der die Folgen der Einführung einer dritten
Geschlechtsidentität für die schweizerische Rechtsordnung und für das elektronische
Personenstandsregister «Infostar» aufzeigt. Darüber hinaus soll der Bericht auch die
Konsequenzen prüfen, die ein vollständiger Verzicht auf die Geschlechtsangabe im
Personenstandsregister sowie ein vorübergehender Aufschub des Eintrags bei
Neugeborenen, deren Geschlecht nicht eindeutig festgestellt werden kann, nach sich
ziehen würden. Neben der Eruierung der notwendigen Änderungen an Rechtstexten
und Registern sollen auch die zu erwartenden Kosten und der benötigte Zeitaufwand
für die Umstellung beziffert werden. Der Vorstoss war wie das ähnliche Postulat Arslan
(basta, BS; 17.4121) von SVP-Nationalrat Yves Nidegger erfolglos bekämpft worden. Mit
105 zu 79 Stimmen bei 5 Enthaltungen nahm die grosse Kammer den Vorstoss im Herbst
2018 an und folgte damit auch dem Antrag des Bundesrats. «Es lohnt sich, diese Fragen
anzuschauen», hatte Justizministerin Simonetta Sommaruga ihre Ausführungen im Rat
geschlossen. 15

POSTULAT
DATUM: 17.09.2018
KARIN FRICK

Der Bericht in Erfüllung des Postulats «Dem Schuldnertourismus einen Riegel
schieben» (Po. 12.3957) habe aufgezeigt, dass es für eine schweizweite
Betreibungsauskunft keine einfache Lösung gebe, weshalb ein schrittweises Vorgehen
gegen den Missbrauch von Betreibungsregisterauszügen angezeigt sei. So begründete
die RK-SR ihre einstimmige Unterstützung der Motion Candinas (cvp, GR), mit welcher
der Bündner CVP-Nationalrat forderte, dass Betreibungsämter vor der Ausstellung
eines Betreibungsregisterauszuges zwingend eine Wohnsitzüberprüfung vornehmen
müssen. Auch wenn das Problem des «Schuldnertourismus», d.h. des Aufbesserns der
persönlichen Zahlungsbilanz durch einen Wohnsitzwechsel, damit nicht aus der Welt
geschafft werde, sei die Motion ein Schritt in die richtige Richtung, appellierte
Kommissionssprecher Beat Rieder (cvp, VS) an das Ständeratsplenum. Auch
Justizministerin Karin Keller-Sutter plädierte für die Annahme der Motion. Im
Nationalrat, der die Motion im Herbst 2017 gleichwohl gutgeheissen hatte, hatte der
Bundesrat den Vorstoss noch abgelehnt, im Lichte der Erkenntnisse aus dem
erwähnten Postulatsbericht seine Meinung dann aber geändert. Der Ständerat nahm die
Motion im Sommer 2019 stillschweigend an. 16
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Der Vorschlag des Bundesrates zur Änderung des Zivilgesetzbuches für eine einfachere
Änderung des Geschlechts und des Vornamens im Personenstandsregister erzeugte in
der Vernehmlassung eine sehr positive Resonanz. Von 102 eingegangenen
Stellungnahmen lehnten fünf (EDU, SVP, Christianity for Today, die Konferenz für
Bioethik der Schweizer Bischofskonferenz sowie die Stiftung Zukunft CH) das Vorhaben
ab, weil kein Handlungsbedarf bestehe. Die überwältigende Mehrheit der
Teilnehmenden hielt die Vereinfachung der Geschlechtsänderung im
Personenstandsregister indes für notwendig. Eine grosse Mehrheit der Kantone regte
an, dass das Verfahren zur Geschlechts- und Vornamensänderung nicht wie vom
Bundesrat vorgeschlagen den Zivilstandsbeamtinnen und -beamten, sondern den
kantonalen Aufsichtsbehörden im Zivilstandswesen übertragen werden soll, um bessere
Rechtssicherheit zu gewährleisten. Die Grünen, die Jungen Grünen, die SP, die
Unabhängigkeitspartei Schweiz und die Alternative Liste Zürich sowie zahlreiche
Organisationen für Geschlechts- und Genderanliegen wünschten sich noch
weitergehende Erleichterungen, um dem Grundsatz der Selbstbestimmung noch besser
Rechnung zu tragen. So schlugen sie etwa vor, auf die vorgesehene Möglichkeit der
Zivilstandsbeamtin oder des Zivilstandsbeamten, bei Zweifeln an den Beweggründen
zusätzliche Abklärungen wie ein ärztliches Zeugnis verlangen zu können, zu verzichten,
weil die Betroffenen dadurch der Willkür der Beamtinnen und Beamten ausgesetzt
würden. Viele Stellungnehmende forderten den Bundesrat darüber hinaus ausdrücklich
auf, die Situation der Personen, die weder dem männlichen noch dem weiblichen
Geschlecht zugeordnet werden können, zu überprüfen. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.07.2019
KARIN FRICK

Weil die Änderung des Zivilgesetzbuches zur Vereinfachung der Geschlechtsänderung
im Personenstandsregister in der Vernehmlassung auf breite Zustimmung gestossen
war, enthielt die entsprechende Botschaft, die der Bundesrat im Dezember 2019
verabschiedete, keine wesentlichen Änderungen gegenüber dem Vorentwurf. Menschen
mit Transidentität oder mit einer Variante der Geschlechtsentwicklung sollen die
Änderung ihres Geschlechts und ihres Vornamens neu ohne vorgängige medizinische
Eingriffe oder andere Vorbedingungen dem Zivilstandsamt bekanntgeben können.
Hierbei hielt der Bundesrat an der Zuständigkeit der Zivilstandsbeamtinnen und
-beamten fest, obwohl diese in der Vernehmlassung von einigen Kantonen kritisiert
worden war. Ebenfalls nicht in den Entwurf aufgenommen wurde die in der
Vernehmlassung von einigen Akteuren geforderte Einführung einer dritten
Geschlechtskategorie; damit beschäftige sich der Bundesrat aber im Rahmen des
Berichts in Erfüllung zweier Postulate (17.4121 und 17.4185), erläuterte er in der
Botschaft. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.2019
KARIN FRICK

In der Sommersession 2020 wurde die Teilrevision des Zivilgesetzbuches für eine
einfachere Änderung des Geschlechts im Personenstandsregister vom Ständerat als
Erstrat behandelt. Gemäss dem neuen Artikel 30b ZGB kann «jede Person, die innerlich
fest davon überzeugt ist, nicht dem im Personenstandsregister eingetragenen
Geschlecht zuzugehören, [...] gegenüber der Zivilstandsbeamtin oder dem
Zivilstandsbeamten erklären, dass sie den Eintrag ändern lassen will» und gleichzeitig
einen neuen Vornamen wählen. Die vorberatende RK-SR hatte dem Entwurf im Mai
2020 unverändert zugestimmt und beantragte ihrem Rat, dasselbe zu tun.
Berichterstatter Beat Rieder (cvp, VS) legte dem Ratsplenum die zentralen Punkte der
trotz des schlanken Entwurfs «regen» Kommissionsdebatte dar. Man habe sich bewusst
gegen ein schriftliches Verfahren, wie es von manchen Kantonen gefordert wurde, und
gegen eine Begründungspflicht entschieden, weil es das Ziel der Vorlage sei, einen
«Paradigmenwechsel» zu vollziehen und «das Kapitel sozialer Ausgrenzung»
abzuschliessen. Zudem gehe man nicht davon aus, dass ein solches Gesuch angesichts
seiner Tragweite «aus einer Laune heraus» gestellt werde, weshalb Missbräuche – etwa
zur Vermeidung des Militärdiensts, zur Erschleichung einer Rentenberechtigung oder
zur Vermeidung von Strafverfolgung – kaum vorstellbar seien. Eine Minderheit Salzmann
(svp, BE) beantragte Nichteintreten, weil es nicht notwendig sei, das Verfahren zu
vereinfachen und weil durchaus Missbrauchspotenzial bestehe, da die «innerste
Selbstwahrnehmung» praktisch nicht überprüft werden könne. Bundesrätin Karin
Keller-Sutter verwies dagegen wieder auf den angestrebten «Paradigmenwechsel» hin
zur Selbstbestimmung, was in diesem Zusammenhang bedeute, «dass jede urteilsfähige
Person selbst am besten in der Lage ist, die eigene Geschlechtsidentität zu kennen,
ohne von der Beurteilung von Gerichten oder Behörden abhängig zu sein». Nachdem
die Ständekammer mit 33 zu 6 Stimmen bei 6 Enthaltungen auf die Vorlage eingetreten
war, debattierte sie die Frage, ob Minderjährige zur Geschlechtsänderung die
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Zustimmung der Eltern brauchen, wie vom Bundesrat vorgesehen, oder ob sie dies,
sofern sie als urteilsfähig gelten, selber entscheiden können sollten, wie es eine
Minderheit Mazzone (gp, GE) verlangte. Mit 27 zu 15 Stimmen bei 2 Enthaltungen folgte
die Ratsmehrheit dem Bundesrat und der Kommissionsmehrheit, die argumentierten,
Kinder und Jugendliche hätten noch keine gefestigte Persönlichkeit und müssten daher
gegen leichtsinnige Erklärungen oder den Einfluss von Dritten geschützt werden. Der
Weg über ein Gerichtsverfahren – so wie es aktuell durchlaufen werden muss, um das
Geschlecht im Personenstandsregister zu ändern –, stehe Minderjährigen zudem
weiterhin offen, sollten sie in dieser Frage im Konflikt mit ihren Eltern stehen, erklärte
die Justizministerin. In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat den somit
unveränderten Entwurf mit 31 zu 7 Stimmen bei 7 Enthaltungen an. 19

Der Nationalrat debattierte in der Herbstsession 2020 als Zweitrat die Revision des
ZGB zur einfacheren Änderung des Geschlechtseintrags im Personenstandsregister.
Eine Minderheit Nidegger (svp, GE) beantragte Nichteintreten, weil ihrer Ansicht nach
die innerliche Überzeugung, nicht dem eingetragenen Geschlecht anzugehören, nicht
als Grund für eine Änderung des Eintrags im Personenstandsregister genüge, da ein
staatliches Register nur auf objektiven Kriterien basieren dürfe. Man könne ja auch
nicht sein Geburtsdatum ändern lassen, wenn man sich nicht so alt fühle, wie man sei,
argumentierte Nidegger und unkte, in der «Geschichte der Dekadenz des Westens»
werde diese Änderung haften bleiben «wie Caligulas Ernennung seines Pferdes zum
Konsul». Um die angepriesene Entbürokratisierung tatsächlich umzusetzen, sollte der
Rat – «Gott bewahre» – dennoch auf das Gesetz eintreten, beantragte Nidegger, dass
die Änderung des Geschlechts gleich wie die Änderung des Namens bei legitimen
Gründen von der Kantonsregierung des Wohnsitzkantons bewilligt werden solle. Beide
Anträge blieben in der grossen Kammer jedoch genauso erfolglos wie zwei
Minderheitsanliegen aus der Grünen Fraktion zur Änderung des Begriffs «Geschlecht»
bzw. «sexe» zu «Geschlechtsidentität» bzw. «identité de genre» sowie zur Zulassung
auch schriftlich eingereichter und nicht nur persönlich und mündlich vorgebrachter
Anträge. Ebenso deutlich lehnte die Volkskammer einen Minderheitsantrag Vogt (svp,
ZH) ab, der die binäre Geschlechterordnung explizit festschreiben und so verhindern
wollte, dass «die Tür hin zum dritten Geschlecht geöffnet wird». Einigermassen knapp –
mit 100 zu 93 Stimmen bei 2 Enthaltungen – setzte sich die Kommissionsmehrheit
gegen eine Minderheit Bregy (cvp, VS) in der Frage durch, ob Minderjährige die
Zustimmung ihrer Eltern brauchen, um die Änderung des Geschlechts auf dem
Zivilstandsamt zu erklären. Die Minderheit Bregy vertrat die Ansicht des Bundesrates,
der auch der Ständerat zugestimmt hatte, dass dies nötig sei, um Minderjährige vor
leichtfertigen Entscheidungen und dem Einfluss Dritter zu schützen. Dagegen entschied
die Mehrheit, diese Entscheidung sei urteilsfähigen Jugendlichen selbstbestimmt zu
ermöglichen. Mit 121 zu 61 Stimmen bei 13 Enthaltungen verabschiedete der Nationalrat
die Vorlage zur Bereinigung der einen Differenz an den Ständerat. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.09.2020
KARIN FRICK

Allein die Frage, ob urteilsfähige Minderjährige die Zustimmung ihrer Eltern brauchen,
um ihr Geschlecht im Personenstandsregister per einfacher Erklärung zu ändern,
entzweite die beiden Parlamentskammern nach der ersten Beratungsrunde der
entsprechenden Anpassung des Zivilgesetzbuches. Während der Ständerat dem
Bundesrat gefolgt war und die Frage bejaht hatte, hatte sie der Nationalrat verneint. In
der Wintersession 2020 lenkte der Nationalrat nach zwei weiteren Beratungsrunden
schliesslich auf den Kompromissvorschlag von Ständerat Andrea Caroni (fdp, AR) ein,
der sich in der kleinen Kammer gegenüber den beiden anderen Konzepten behauptet
hatte: Ab einem Alter von 16 Jahren können Jugendliche ihren Geschlechtseintrag
künftig selbstständig ändern lassen, bei jüngeren Minderjährigen ist die Zustimmung
der Eltern erforderlich. Der Bundesrat hatte in seinem Entwurf ursprünglich die
Volljährigkeit vorausgesetzt, weil er damit die Kinder und Jugendlichen vor
leichtfertigen Entscheidungen und dem Einfluss Dritter schützen wollte. Letztlich
plädierte aber auch Bundesrätin Karin Keller-Sutter im Sinne der Kompromissfindung
für die Altersgrenze bei 16 Jahren; in diesem Alter sei das Schutzbedürfnis denn auch
etwas geringer, erklärte sie im Nationalrat. Während die linke Ratsseite, die eigentlich
auf jegliche Zustimmung der Eltern hätte verzichten wollen, dem Kompromiss
«schweren Herzens», so SP-Fraktionssprecherin Tamara Funiciello (sp, BE), zustimmte
und das Gesetz dennoch als Fortschritt wertete, war die SVP-Fraktion, die nach wie vor
die Volljährigkeitsvoraussetzung unterstützte, nicht bereit, von ihrer ursprünglichen
Position abzuweichen. So nahm der Nationalrat den Kompromiss mit 124 zu 47 Stimmen
bei 7 Enthaltungen an. In der Schlussabstimmung gesellten sich noch einige Stimmen
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aus der Mitte-Fraktion zum ablehnenden Lager, weil sie generell den Missbrauch des
einfacheren Verfahrens befürchteten, sodass die grosse Kammer die Vorlage mit 128 zu
54 Stimmen bei 13 Enthaltungen verabschiedete. Der Ständerat stimmte dem Geschäft
mit 33 zu 6 Stimmen bei 3 Enthaltungen zu. 21

Datenschutz und Statistik

Im Sommer legte der Bundesrat seine Botschaft für die Durchführung der
Volkszählung im Jahr 2000 vor. Mit einer Teilrevision des Bundesgesetzes über die
Volkszählung will er die rechtlichen Grundlagen für eine Erhebung schaffen, die sich
nicht mehr auf eine Befragung beschränkt, sondern sich auch auf die
Einwohnerregister von Gemeinden und Kantonen abstützt. Gegenüber dem
Vernehmlassungsentwurf vom Vorjahr nahm er nur geringfügige Änderungen vor.
Insbesondere hielt er an seiner Absicht fest, den Gemeinden zu erlauben, ihre Register
aufgrund der Ergebnisse der Befragung zu bereinigen. Auf die Einwände des
Datenschutzbeauftragten gegen diese administrative Verwendung von zu statistischen
Zwecken erhobenen Informationen reagierte er mit der Aufnahme von spezifischen
Datenschutzbestimmungen in das Volkszählungsgesetz. Diese halten insbesondere fest,
dass den erfassten Personen aus diesem Datenaustausch keine Nachteile erwachsen
dürfen. Die Registerbereinigung muss innerhalb von sechs Monaten abgeschlossen sein,
und anschliessend müssen die mit Fragebogen erhobenen Daten anonymisiert werden.
Im weiteren schlug der Bundesrat in seiner Botschaft vor, mit einer Teilrevision des
Bundesstatistikgesetzes die Grundlagen für den Aufbau eines nationalen Gebäude- und
Wohnungsregisters zu schaffen. Für die Finanzierung der Volkszählung 2000 beantragte
die Regierung einen Verpflichtungskredit von CHF 108 Mio., verteilt über die Jahre
1998-2005. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.05.1997
HANS HIRTER

Im Ständerat, der sich als Erstrat mit diesem Konzept befasste, stellte Büttiker (fdp,
SO) einen Rückweisungsantrag mit der Auflage, bereits für die Volkszählung 2000 auf
eine Vollerhebung mit Fragebogen zu verzichten. Er schlug vor, die aus den
harmonisierten Einwohnerregistern gewonnenen Daten lediglich durch Teilerhebungen
zu ergänzen. Von Bundesrätin Dreifuss und den Befürwortern der Vorlage wurde
dagegen ins Feld geführt, dass diese Register eben noch nicht harmonisiert seien, und
dass ein Teil der Vorschläge des Bundesrates gerade darauf abzielten, eine solche
Harmonisierung zumindest bis zur übernächsten Volkszählung zu erzielen. Der
Rückweisungsantrag wurde mit 22:8 Stimmen abgelehnt. In der Detailberatung ersetzte
der Rat auf Antrag seiner vorberatenden Kommission den als inhaltlich zu eng
empfundenen Titel «Volkszählung» durch «Strukturerhebung». Nachdem er noch
einige kleinere Ergänzungen vorgenommen hatte (u.a. die Vorschrift, dass sich der Bund
bei der Schaffung eines zentralen Gebäude- und Wohnungsregisters auf die
bestehenden kantonalen Vorarbeiten stützen muss), verabschiedete der Rat das
revidierte Gesetz mit 20:5 Stimmen. Beim Beschluss über die Finanzierung unterlag
Büttiker mit seinem Antrag, den Verpflichtungskredit um einen Drittel zu kürzen, relativ
knapp (17:11). Der Kredit konnte allerdings auch nicht bewilligt werden, da bei einem
Stimmenverhältnis von 22:6 das gemäss den neuen Verfassungsbestimmungen über die
Ausgabenbremse erforderliche qualifizierte Mehr verpasst wurde. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
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HANS HIRTER

Bei den Beratungen der Totalrevision der Bundesverfassung nahm der Ständerat und
nach ihm auch der Nationalrat einen neuen Artikel über die Statistik auf. Diese formelle
zusätzliche Bundeskompetenz, die in der Praxis längst realisiert ist, sich aber in der
Regel nur auf Gesetze (z.B. über die Konjunkturpolitik) abstützt, war unbestritten und
auch in der Botschaft des Bundesrates, allerdings nicht im Verfassungsentwurf selbst
enthalten gewesen. Neben der Kompetenzzuweisung zur Durchführung von
statistischen Erhebungen ermächtigt der Artikel den Bund auch, Vorschriften über die
einheitliche Führung von amtlichen Registern zu erlassen. 24
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Die Kommission für Rechtsfragen des Ständerates war der Auffassung, dass es dem
Parlament nicht möglich sei, die im September des Vorjahres vom Bundesrat
vorgelegten gesetzlichen Grundlagen für die Führung resp. den Aufbau von bestimmten
Personenregistern des Bundesamtes für Polizeiwesen so rasch zu behandeln, dass sie
noch vor dem 1. Juni 1998 in Kraft gesetzt werden können. Da das Datenschutzgesetz
diese Rechtsgrundlagen in seinen Übergangsbestimmungen für bereits bestehende
Datensammlungen mit schützenswerten Personendaten oder Persönlichkeitsprofilen
verlangt, könnten diese nicht mehr weitergeführt werden. Der Datenschutzbeauftragte
des Bundes hatte zudem die Kommission darauf aufmerksam gemacht, dass auch
andere Bundesstellen bei der Schaffung der gesetzlichen Grundlagen für ihre
Datensammlungen in Verzug seien. Um einen gesetzlosen Zustand zu vermeiden,
beantragte die Kommission deshalb mit einer parlamentarischen Initiative einen
allgemeinverbindlichen Dringlichkeitsbeschluss für eine Verlängerung der
Übergangsfrist im Datenschutzgesetz auf Ende 1999. Der Bundesrat begrüsste die
Kommissionsinitiative und schlug sogar vor, die Frist noch um ein zusätzliches Jahr
hinauszuschieben. Das Parlament hiess die Fristverlängerung auf Ende 1999 gut. Im
Nationalrat gab es eine Gegenstimme (Jaquet, sp, VD), in der kleinen Kammer keine. 25

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.06.1998
HANS HIRTER

In der Herbstsession behandelte der Ständerat dann die vier Gesetze über die
Personenregister. Die vier Vorlagen passierten mit einigen Detailänderungen.
Grundsätzlich umstritten war einzig das Gesetz über die Zusammenlegung der beiden
bereits über gesetzliche Grundlagen verfügenden Datenbanken Isok (organisiertes
Verbrechen) und Dosis (Drogen) der kriminalpolizeilichen Zentralstellen des Bundes
(Vorlage C). Vertreter des SP begründeten ihre Ablehnung mit dem Argument, dass die
vorgeschlagenen Bestimmungen viel zu wenig präzis seien und keine echte Kontrolle
durch die politischen Behörden garantieren könnten. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.10.1998
HANS HIRTER

Für einiges Aufsehen sorgte der Auftrag des Bundesrates an das Bundesamt für
Statistik, ein Projekt für die Einführung einer persönlichen nationalen Register-
Identifikationsnummer auszuarbeiten. Diese Kennzeichnung würde es erlauben, die in
den verschiedenen kommunalen, kantonalen und eidgenössischen Registern
enthaltenen Daten zu vergleichen, zu ergänzen und gegebenenfalls auch zu verknüpfen.
Diese einheitliche Identifikationsnummer könnte wesentliche Effizienzgewinne für die
Verwaltung bringen. Wegen der möglichen Verknüpfung von Daten und dem
erleichterten Zugang von Nichtberechtigten zu den in den verschiedenen Datenbanken
enthaltenen Informationen birgt sie aber auch eine erhebliche Missbrauchsgefahr, vor
welcher unter anderem sowohl der eidgenössische als auch die kantonalen
Datenschutzbeauftragten nachdrücklich warnten. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.11.2002
HANS HIRTER

Die Kritik der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Kantone an dem vom
Bundesrat beim Bundesamt für Statistik in Auftrag gegebenen Projekt für die
Einführung einer persönlichen nationalen Register-Identifikationsnummer war
erfolgreich. Auf Vorschlag des BFS beschloss die Regierung, auf eine
Personenkennzeichnung zu verzichten, welche nicht nur für statistische Zwecke,
sondern auch zur Effizienzsteigerung in der Verwaltung hätte verwendet werden
können. Angestrebt wird jetzt primär eine Harmonisierung der Personenregister in den
Gemeinden, um deren Angaben für die Volkszählung von 2010 nutzen zu können. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.06.2003
HANS HIRTER

Nachdem im Vorjahr die Pläne für die Einführung einer persönlichen nationalen
Register-Identifikationsnummer am Widerstand von Datenschutzstellen gescheitert
waren, stellte der Bundesrat ein weniger ambitiöses Projekt zur Diskussion. Er gab
einen Vorentwurf für ein Gesetz über sektorielle Personenidentifikatoren in die
Vernehmlassung. Dieses sieht vor, dass jede Person mit separaten, nicht verknüpften
Identifikationsnummern für sechs verschiedene Bereiche (z.B. Steuern,
Sozialversicherungen, Statistik) ausgestattet werden soll. Über einen speziellen vom
Bund betriebenen Server sollen dann die Berechtigten (auch Kommunal- und
Kantonsbehörden) innerhalb eines Sektors auf die Daten zugreifen und sie austauschen
dürfen. Die Datenschutzbeauftragten der Kantone lehnten auch diesen Vorschlag ab, da
er im Widerspruch zum Datenschutzgesetz stehe. Zudem fehlten dafür (mit Ausnahme
des Bereichs Statistik) ihrer Ansicht nach die erforderlichen Verfassungsgrundlagen.
Skeptisch bis ablehnend äusserten sich mit denselben Argumenten auch die SVP und

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.07.2004
HANS HIRTER
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die SP. 29

Gegen Jahresende publizierte der Bundesrat seine Botschaft für die Schaffung eines
Bundesgesetzes über die Harmonisierung der Einwohnerregister und anderer amtlicher
Personenregister (Registerharmonisierungsgesetz, RHG). Hauptziel der Vorlage ist eine
für alle verbindliche Vereinheitlichung der kantonalen und kommunalen
Einwohnerregister, mit dem Zweck, sie auch für statistische Bevölkerungserhebungen
(Volkszählungen) zu nutzen. Neben der Definition der obligatorisch aufzunehmenden
Merkmale (Alter, Geschlecht etc.) soll das Gesetz auch die Datenkontrolle und
-übertragung regeln. Um einen Datenaustausch dort, wo er gesetzlich erlaubt und
normiert ist, weitgehend zu automatisieren, soll ein eindeutiger, in allen betreffenden
Registern zu verwendender Personenidentifikator festgelegt werden. Gemäss dem
Gesetzesentwurf wird dies die neue Sozialversicherungsnummer sein, welche ab 2008
die heutige AHV-Nummer ablösen soll. Im Unterschied zur bestehenden AHV-Nummer
wird dieser neue Code keine Zeichen enthalten, die Rückschlüsse auf die Person
zulassen (z.B. Alter oder Geschlecht). Die Investitionskosten für das Projekt hat die
Regierung auf knapp 50 Mio Fr. geschätzt, wovon 15,8 Mio Fr. auf den Bund entfallen.
Die von den Kantonen in der Vernehmlassung geforderte Bundesbeteiligung an den
Kosten der Kantone und Gemeinden lehnte der Bundesrat ab. Er verwies in der
Begründung auf die Einsparungen, welche sich aus den Vereinfachungen auch für die
kantonalen und kommunalen Verwaltungen ergäben. Allein die für das Jahr 2010
vorgesehene nächste Volkszählung soll mit diesem System um mindestens 40 Mio Fr.
(davon 15 Mio Fr. für Kantone und Gemeinden) billiger zu stehen kommen. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.11.2005
HANS HIRTER

Das Parlament verabschiedete ebenfalls das neue Bundesgesetz über die
Harmonisierung der Einwohnerregister und anderer amtlicher Personenregister
(Registerharmonisierungsgesetz, RHG). Auch hier kam die Opposition in erster Linie
von der SVP, welche im Nationalrat erfolglos Nichteintreten beantragte. Die
Harmonisierung der Register an sich akzeptierte sie zwar, die Verwendung von
Registerdaten zu statistischen Zwecken und vor allem ihre mögliche Verknüpfung
lehnte sie aber ab. Die Bundesversammlung bewilligte zur Umsetzung dieses
Beschlusses auch die erforderlichen Geldmittel von knapp 16 Mio Fr. für die Dauer von
fünf Jahren. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.06.2006
HANS HIRTER

Viel zu reden gab die Ausweitung der Auskunftspflicht bei statistischen Erhebungen
des Bundesamtes für Statistik. Anlass war eine etwas missverständlich formulierte
Information, dass die Auskunftspflicht bei statistischen Erhebungen des Bundes von
der Volkszählung auf die Arbeitsmarkterhebung Sake ausgedehnt werde, um deren
Qualität zu verbessern. Das Bundesstatistikgesetz bietet die Möglichkeit, die Teilnahme
an einer Erhebung des BFS für obligatorisch zu erklären. Dies wurde in einigen Medien
so dargestellt, als ob in Zukunft die Beteiligung an allen, also auch nichtstaatlichen
Befragungen obligatorisch sei und hohe Bussen für die Nichtteilnahme verhängt
würden. Die SVP reagierte darauf mit der Einreichung einer parlamentarischen
Initiative, welche auf Gesetzesebene festschreiben will, dass die Auskunftspflicht nur
noch bei den regelmässigen Erhebungen im Rahmen der Volkszählung zulässig ist. Mit
dieser Thematik beschäftigten sich auch die Interpellationen Bischofberger (cvp, AI) (Ip.
09.3767), Amstutz (svp, BE) (Ip. 09.3771) und Pfister (cvp, ZG) (Ip. 09.3865). 32

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.09.2009
HANS HIRTER

Der Bundesrat beantragte dem Parlament, die verschiedenen gegenwärtig in der
öffentlichen Verwaltung existierenden Identifikationsnummern für Unternehmen
durch eine einzige unveränderliche Identifikationsnummer (UID) zu ersetzen. Dadurch
sollen Doppelspurigkeiten, insbesondere auch bei statistischen Erhebungen vermieden
und die Unternehmen administrativ entlastet werden. Zu diesem Zweck soll auch ein
neues Register (UID-Register) geschaffen werden. Dieses löst aber keines der
bestehenden offiziellen Register wie etwa das Handelsregister oder die Register der
Steuerverwaltung ab, sondern enthält nur die für die Identifikation eines Unternehmens
erforderlichen Informationen. 33

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.10.2009
HANS HIRTER
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Der Ständerat stimmte dem Antrag des Bundesrats einstimmig zu, eine einzige
unveränderliche Identifikationsnummer für Unternehmen einzuführen und damit die
zahlreichen nicht koordinierbaren Nummern zu ersetzen. In der grossen Kammer hatte
ein Nichteintretensantrag der SVP, die unter anderem die KMU-Tauglichkeit der
Massnahme monierte, keine Chance. Auch der Nationalrat sprach sich mit 140 zu 46
Stimmen für das Bundesgesetz aus. Somit wird ein neues Register (UID-Register)
geschaffen, das die bestehenden offiziellen Register (Handelsregister, Register der
Steuerverwaltung) ergänzt. 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.2010
MARC BÜHLMANN

Die 2009 eingereichte und 2010 überwiesene parlamentarische Initiative der SVP-
Fraktion, welche keine Ausweitung der Auskunftspflicht bei statistischen Erhebungen
des Bundes fordert, veranlasste die staatspolitische Kommission des Nationalrates
einen entsprechenden Entwurf für die Änderung des Bundesstatistikgesetzes
auszuarbeiten und 2010 in die Vernehmlassung zu geben. Lediglich sieben Kantone
billigten die Vorschläge. Die SPK-NR ergänzte deshalb Art. 6 des
Bundesstatistikgesetzes mit zwei Absätzen: Während der eine festlegt, dass Erhebungen
des Bundesamtes für Statistik für natürliche Personen freiwillig sind, sieht der andere
vor, dass die im Volkszählungsgesetz festgeschriebene Auskunftspflicht weiterhin gilt.
Der Entwurf wurde vom Nationalrat angenommen. Auch die SPK des Ständerates
stimmte zu, präzisierte jedoch die Formulierung. Sowohl der Ständerat wie auch der
Nationalrat billigten diese Präzisierung, so dass der Erlass in der Schlussabstimmung
Ende Dezember gutgeheissen wurde. 35

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.12.2011
NADJA ACKERMANN

Der Nationalrat überwies ein Postulat seiner staatspolitischen Kommission, welches den
Bundesrat beauftragt, zu prüfen, ob für den automatischen Informationsaustausch
zwischen den öffentlichen Dateninhabern eine gesetzliche Grundlage geschaffen
werden muss. Der Bundesrat hatte sich bereits im Vorjahr bereit erklärt, auch dieses
Anliegen in die laufende Revision des Datenschutzgesetzes aufzunehmen. 36

POSTULAT
DATUM: 13.03.2013
NADJA ACKERMANN

Mit dem Datenaustausch zwischen der Post und der für die Führung der
Einwohnerregister zuständigen Amtsstellen beschäftigte sich eine 2011 im Ständerat
eingereichte parlamentarische Initiative Germann (svp, SH). Diese forderte eine
Regelung im Registerharmonisierungsgesetz für einen regelmässigen, strukturierten
und elektronischen Austausch, der den Gemeinden vollständige und aktualisierte
Adressdaten bieten sollte. Nachdem die staatspolitische Kommission des Nationalrates
der Initiative keine Folge gegeben hatte, befanden 2013 die Räte darüber. Während der
Ständerat der Initiative mit 28 zu 4 Stimmen Folge gab, scheiterte das Anliegen im
Nationalrat mit 126 zu 54 Stimmen. 37

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.09.2013
NADJA ACKERMANN

Am 20. Juni 2014 unterbreitete der Bundesrat dem Parlament die Botschaft zur
Totalrevision des Strafregistergesetzes. Um dem gesellschaftlichen
Sicherheitsbedürfnis zu entsprechen, sieht die Vorlage folgende Veränderungen vor:
Zum einen sollen die Zugangsrechte für die Behörden personell wie materiell
ausgedehnt und mehr Straftaten – neu auch von juristischen Personen – im
Strafregister-Informationssystem VOSTRA gespeichert werden. Zum anderen soll das
Auskunftsrecht von Privaten gesetzlich präziser geregelt und dadurch der Datenschutz
gestärkt werden. In diesem Sinne sieht der Bundesrat vier Arten von
Strafregisterauszügen vor, die sicherstellen sollen, dass die Behörden nur jene Daten
sehen, die sie benötigen. 38

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.06.2014
NADJA ACKERMANN

Weil die bestehenden Regelungen im Strafgesetzbuch, im Militärstrafgesetz und im
Verordnungsrecht problematische Lücken und Unklarheiten – beispielsweise in Bezug
auf die Zugriffsrechte – aufweisen, erachtete es der Bundesrat als sinnvoll, anstelle
einer umfassenden Revision der einschlägigen Bestimmungen ein neues,
eigenständiges Bundesgesetz über das Strafregister-Informationssystem VOSTRA zu
schaffen. Hier werden nun in einem Erlass die Verantwortlichkeiten für die Daten, die
Aufbewahrungsfristen, die Einsichts- und Zugriffsrechte sowie die Weitergabe der
Daten geregelt und die Schnittstellen mit anderen Systemen geklärt. Das neue
Strafregistergesetz verfolgt drei Ziele: Es soll erstens mehr Sicherheit für die
Öffentlichkeit schaffen, zweitens die Datenqualität erhöhen und die Datenbearbeitung

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.06.2015
KARIN FRICK

01.01.65 - 01.01.21 12ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



effizienter machen sowie drittens den Datenschutz verbessern. Für eine verbesserte
Sicherheit werden die Zugriffsrechte von Behörden auf die Daten erweitert. So kann
neu beispielsweise die Polizei Daten direkt abfragen und muss nicht mehr den Weg
über die Staatsanwaltschaft nehmen. Zudem wird das absolute Verwertungsverbot von
entfernten Eintragungen aufgehoben, was den Strafverfolgungsbehörden in gewissen
Situationen eine bessere Rekonstruktion der Vorgeschichte ermöglichen soll. Durch die
Personenidentifikation mittels AHV-Versichtertennummer sowie durch die bessere
Nutzung von Schnittstellen zu anderen Datenbanken sollen die Datenqualität und die
Effizienz gesteigert werden. Der Datenschutz soll schliesslich durch die Einführung von
vier verschiedenen Strafregisterauszügen verbessert werden. So erhalten die Behörden
nur jene Informationen, welche sie für den angestrebten Zweck wirklich brauchen.
Ausserdem wird das Auskunftsrecht dahingehend ausgedehnt, dass eine Person nicht
nur erfahren kann, welche Daten über sie gespeichert sind, sondern auch, ob eine
Behörde in den letzten zwei Jahren Daten über sie abgefragt hat.

Die grösste Neuerung im Entwurf des Bundesrates liegt jedoch im Vorhaben, parallel
zum Strafregister für natürliche Personen auch ein Strafregister für Unternehmen zu
schaffen. Dies ist denn auch der Punkt, der bei der Behandlung des Geschäfts im
Ständerat Anlass zu Diskussionen gab. Der Bundesrat begründete sein Vorhaben damit,
dass auch bei Strafprozessen gegen Unternehmen die Vorgeschichte relevant sei und
eine Wiederholungstat angemessen bestraft werden müsse. Für Unternehmen ohne
Eintrag im Strafregister entstehe überdies ein Nutzen im Nachweis eines guten
Unternehmensleumundes. Die Mehrheit der ständerätlichen Rechtskommission war
jedoch anderer Ansicht und ortete keinen Handlungsbedarf in diesem Bereich. Sie
beurteilte die Kosten als unverhältnismässig und stellte die Wirksamkeit eines solchen
Registers in Frage. Da Unternehmen viel wandelbarer seien als natürliche Personen,
könnten sie den Zweck des Strafregisters durch Umstrukturierungen leicht unterlaufen.
Der Ständerat folgte den Anträgen der Kommissionsmehrheit und sprach sich mit 28 zu
13 Stimmen bei 2 Enthaltungen gegen die Schaffung eines Strafregisters für
Unternehmen aus. Abgesehen von einigen Ergänzungen, welche die Kommission infolge
des Inkrafttretens des Bundesgesetzes über das Tätigkeitsverbot und das Kontakt- und
Rayonverbot am 1. Januar 2015 anbrachte, nahm der Ständerat keine weiteren
Änderungen am Entwurf des Bundesrates vor und verabschiedete seine Version
einstimmig zuhanden des Nationalrats. 39

Nachdem der Ständerat als Erstrat im Sommer 2015 über das neue Strafregistergesetz
beraten hatte, war im Frühling 2016 der Nationalrat als Zweitrat an der Reihe. In der RK-
NR gaben vor allem die Komplexität des Gesetzes, der Datenschutz, die Verwendung der
AHV-Nummer zur Identifizierung der Personen, das Unternehmensstrafregister und die
Anpassung des DNA-Profil-Gesetzes Anlass zu Diskussionen. Von der Zweckmässigkeit
der Vorlage dennoch überzeugt, beantragte die Kommissionsmehrheit ihrem Rat
Eintreten. Ein Nichteintretens- und ein Rückweisungsantrag – beide mit der
Begründung, das Gesetz sei zu komplex – fanden jeweils nur in der SVP-Fraktion
Unterstützung und scheiterten klar. Gleich zu Beginn der Detailberatung widmete sich
der Nationalrat dem inhaltlich bedeutsamsten Punkt der Vorlage, dem Strafregister für
Unternehmen. Da sich die kleine Kammer im Vorjahr gegen die Einführung eines
solchen Registers ausgesprochen hatte, forderte eine Minderheit um Margret Kiener
Nellen (sp, BE), diese Bestimmungen wie vom Bundesrat ursprünglich vorgesehen
wieder ins Gesetz aufzunehmen. Sie begründete ihren Antrag damit, dass die
Einführung eines Unternehmensstrafregisters als Mittel zur Korruptionsbekämpfung
ausdrücklich von der Greco empfohlen worden sei. Darüber hinaus sei die Idee auch in
der Vernehmlassung überwiegend positiv aufgenommen worden und werde von
juristischer Seite ebenfalls begrüsst. Obwohl sich auch Bundesrätin Sommaruga noch
einmal klar für das Unternehmensstrafregister ausgesprochen hatte, folgte die
bürgerliche Mehrheit im Nationalrat dem Ständerat und erteilte der Einführung eines
solchen Registers mit 127 zu 55 Stimmen eine klare Absage. Die Personenidentifikation
mittels AHV-Nummer war der SVP-Fraktion ein Dorn im Auge; ihr Sprecher Yves
Nidegger (svp, GE) sah dadurch den Datenschutz gefährdet. Ausserhalb der SVP-
Fraktion teilte jedoch niemand diese Ansicht, wodurch der entsprechende Antrag keine
Mehrheit fand. Demgegenüber wurde mit der Gutheissung eines Minderheitsantrages
Nidegger (svp, GE) mit 86 zu 83 Stimmen die Eintragung von Einstellungsverfügungen in
VOSTRA verhindert. Für die äusserst knappe rechtsbürgerliche Mehrheit standen diese
Strafregistereinträge in Konflikt mit der Unschuldsvermutung. Dasselbe Argument
brachte SVP-Fraktionssprecher Nidegger auch gegen die Registrierung von laufenden
Strafverfahren vor, hier jedoch ohne Erfolg. Das Wissen um laufende Strafverfahren sei
für viele Behörden unverzichtbar, so die Meinung der Ratsmehrheit. Eine neue
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KARIN FRICK
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Differenz zum Ständerat schuf die grosse Kammer bei den Löschfristen für
Strafregistereinträge. Während der Entwurf des Bundesrates vorgesehen hatte, dass
nur Urteile zu lebenslänglichen Haftstrafen lebenslang im Strafregister verbleiben
sollen, definierte der Nationalrat einen Deliktkatalog aus schweren Verbrechen gegen
Leib und Leben, deren Einträge bis zum Tod des Täters nicht gelöscht werden sollen.
Bundesrätin Sommaruga kritisierte den Katalog als "nicht mit rechtsstaatlichen
Prinzipien vereinbar", was die bürgerliche Mehrheit jedoch nicht umzustimmen
vermochte. Schliesslich entbrannte bei den Änderungen einzelner Normen des DNA-
Profil-Gesetzes eine Debatte um die Löschfristen von DNA-Profilen, ausgelöst durch
einen Minderheitsantrag Rickli (svp, ZH), demzufolge DNA-Daten in bestimmten Fällen
gar nicht mehr gelöscht werden sollten. Ausserhalb des rechtsbürgerlichen Blocks war
man aber der Ansicht, die Beratung des Strafregistergesetzes sei nicht der richtige Ort,
um so weitreichende Grundrechtseinschränkungen sozusagen nebenbei vorzunehmen.
Überdies hatte der Rat zu diesem Thema schon ein Postulat überwiesen, das den
Bundesrat beauftragt, die Löschfristen der DNA-Profile zu evaluieren. Der Antrag wurde
folglich abgelehnt. Bei den übrigen Bestimmungen folgte die grosse Kammer
diskussionslos ihrer Kommission, welche in Differenz zum Ständerat noch einige
Ergänzungen zur Umsetzung der Ausschaffungsinitiative in die Vorlage eingebracht
hatte. In der Gesamtabstimmung wurde die Vorlage mit 150 zu 30 Stimmen aus der SVP-
Fraktion bei einer Enthaltung angenommen. 40

Das Strafregistergesetz befand sich im Sommer 2016 in der Differenzbereinigung. Den
Ständerat beschäftigten dabei hauptsächlich die Fragen, wie mit
Einstellungsverfügungen umzugehen ist und welcher Deliktskatalog zu einem
lebenslangen Eintrag im Strafregister führen soll. In Bezug auf die
Einstellungsverfügungen beantragte die ständerätliche Rechtskommission, dem
Nationalrat zu folgen und solche Verfügungen auch nicht in Ausnahmefällen ins
Strafregister aufzunehmen. Damit gewichtete sie die Unschuldsvermutung höher als das
Interesse der Strafverfolgungsbehörden an der Vorgeschichte eines Täters. Mit 40 zu
einer Stimme schloss sich die kleine Kammer ihrer Kommission und dem Nationalrat an
und schloss damit aus, dass in bestimmten Fällen Einstellungsverfügungen in VOSTRA
erfasst werden. Bei den Delikten, die zu lebenslangen Strafregistereinträgen führen
sollen, konnte sich nur eine Kommissionsminderheit für den vom Nationalrat
definierten Katalog aus schweren Gewalt- und Sexualverbrechen begeistern. Die
Kommissionsmehrheit wollte an der Version des Bundesrates festhalten und nur Urteile
zu lebenslänglichen Haftstrafen bis zum Tod im Strafregister belassen. Der vom
Nationalrat definierte Deliktkatalog enthalte Delikte unterschiedlicher Schwere und sei
willkürlich zusammengestellt, argumentierte Bundesrätin Simonetta Sommaruga. Die
Mehrheit des Rates liess sich jedoch davon überzeugen, dass schwere Gewaltdelikte
aufgrund ihrer Schwere und Sexualdelikte aufgrund der Rückfallgefahr bis zum Tod der
betreffenden Person für die Strafverfolgungsbehörden in VOSTRA einsehbar sein
sollten. Mit 29 zu 14 Stimmen gewichtete die kleine Kammer das Interesse der
Strafverfolgungsbehörden höher als das Recht auf Vergessen und räumte auch diese
Differenz zum Nationalrat aus.
Der Nationalrat hatte in der Folge noch über einige redaktionelle Differenzen zu
entscheiden, welche er stillschweigend annahm. In der Schlussabstimmung stimmte die
grosse Kammer dem neuen Strafregistergesetz mit 127 zu 48 Stimmen zu; der Ständerat
hiess die Vorlage mit 43 zu einer Stimme gut. 41

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.2016
KARIN FRICK

Das BFS soll künftig den einheitlichen internationalen Identifikator für an den
Finanzmärkten teilnehmende Einheiten LEI ("Legal Entity Identifier") vergeben können.
Der Bundesrat verabschiedete im Dezember 2016 eine entsprechende Botschaft für
eine Revision des Bundesgesetzes über die Unternehmens-Identifikationsnummer
(UID). Dabei soll in einem ersten Schritt den Finanztransaktionen vornehmenden
Rechtseinheiten analog zur UID ein einheitlicher Identifikator zugewiesen werden. Als
weiteres Ziel wird eine konsolidierte Datenbank angestrebt, mit deren Hilfe die
Finanzbeziehungen zwischen den Einheiten aufgezeigt und potenzielle Risiken
analysiert werden können. Bis jetzt kommt der LEI in der Schweiz bei Meldepflichten im
Derivatehandel gemäss dem am 1. Januar 2016 in Kraft getretenen FinfraG zum Einsatz.
Schweizer Unternehmen mussten den Identifikator bisher jedoch im Ausland
anfordern. 42
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In der digital vernetzten Welt, in der wir leben, müsse auch die öffentliche Verwaltung
die Chancen der Digitalisierung nutzen und Doppelspurigkeiten bei der Datenerhebung
beseitigen, forderte die FDP-Fraktion in einer Motion. Unternehmen sollen von
Statistik- und Kontrollaufwand entlastet werden, indem sie nicht die gleichen
Informationen an verschiedene Behörden liefern müssen. Aus diesem Grund soll der
Bundesrat dafür sorgen, dass die Koordination zwischen dem Bundesamt für Statistik
und den anderen Bundesämtern sowie Kantons- und Gemeindebehörden verbessert
wird. In seiner Stellungnahme erachtete der Bundesrat die Stossrichtung der Motion als
mit den Zielen der Strategie Digitale Schweiz und der E-Government-Strategie
vereinbar. Er teile das Anliegen, den Aufwand bei der Abwicklung von
Behördengeschäften zu reduzieren, und beantragte die Motion folglich zur Annahme.
Nachdem die Motion vom Nationalrat im März 2017 diskussionslos angenommen worden
war, stimmte ihr im Sommer auch der Ständerat auf Antrag seiner einstimmigen WBK
stillschweigend zu. 43

MOTION
DATUM: 13.06.2017
KARIN FRICK

In der Frühjahrssession 2017 behandelte der Nationalrat als Erstrat die Revision des
Bundesgesetzes über die Unternehmens-Identifikationsnummer (UID). Dem BFS soll
damit die Kompetenz gegeben werden, neben der inländischen UID auch den
internationalen „legal entity identifier“ (LEI) zu vergeben. Der Entwurf des Bundesrates
stiess in allen Punkten auf breite Unterstützung. Der Rat folgte mit grosser Mehrheit
den einzigen zwei Änderungsanträgen seiner Kommissionsmehrheit und ergänzte die
Vorlage an zwei Stellen dahingehend, dass der LEI von den Unternehmen (sog. UID-
Einheiten) ausdrücklich beantragt werden muss. Dieses Vorgehen war vom Bundesrat
ohnehin so vorgesehen worden, kam aber nach Meinung des Nationalrates im
Gesetzesentwurf zu wenig deutlich zum Ausdruck. Einstimmig schickte die grosse
Kammer die Vorlage an den Ständerat. Dieser stimmte der ersten Ergänzung des
Nationalrates zu, die bekräftigt, dass das BFS einem Unternehmen nur auf Verlangen
einen LEI zuweist. Die zweite von der grossen Kammer vorgenommene Anpassung sah
der Ständerat jedoch als missverständlich, da die Ergänzung an jener Stelle den
Eindruck erwecken könne, der LEI könne auch anders als auf Verlangen der
Unternehmen zugeteilt werden. Eine solche Möglichkeit besteht jedoch nicht, weshalb
der Ständerat diese Änderung verwarf und den Entwurf dann ebenfalls einstimmig
guthiess. In der Schlussabstimmung im Sommer 2017 wurde das revidierte Gesetz vom
Nationalrat mit einer Gegenstimme (Grunder, bdp, BE) und vom Ständerat einstimmig
angenommen. 44

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2017
KARIN FRICK

Diskussionslos überwies der Nationalrat in der Herbstsession 2018 ein Postulat seiner
Rechtskommission für ein Sicherheitskonzept für Personenidentifikatoren. Der
Bundesrat muss nun aufzeigen, wie den Risiken bei der Verwendung der AHV-Nummer
als Personenidentifikationsnummer begegnet und wie der Datenschutz bei der
Verwendung von Personenidentifikationsnummern allgemein verbessert werden kann.
Die Regierung hatte das Postulat zur Annahme beantragt, da sie sich der Problematik
bei der Verwendung der AHV-Nummer und der starken Ausweitung dieser Praxis
bewusst sei. Er habe beim EDI bereits im Februar 2017 einen Vorentwurf zur Regelung
der systematischen Verwendung der AHV-Nummer im Behördenverkehr in Auftrag
gegeben, so der Bundesrat in seiner Stellungnahme. 45

POSTULAT
DATUM: 19.09.2018
KARIN FRICK

Um Verwaltungsabläufe effizienter zu gestalten und damit letztlich eine einfachere und
kostengünstigere Verwaltungsarbeit erreichen zu können, sollen Behörden
systematisch die AHV-Nummer als Personenidentifikator verwenden dürfen. Der
Bundesrat schickte eine entsprechende Änderung des AHVG Anfang November 2018 in
die Vernehmlassung. Im Gegensatz zu den Behörden von Bund, Kantonen und
Gemeinden sollen aber Institutionen ohne Behördencharakter, die mit der Erfüllung
einer öffentlichen Aufgabe betraut sind, die AHV-Nummer weiterhin nur mit
spezialgesetzlicher Ermächtigung verwenden dürfen. Es soll dem Gesetzgeber zudem
möglich sein, für bestimmte Verwendungszwecke sektorielle Personenidentifikatoren
vorzuschreiben.
Mit der AHV-Nummer reiche ein einziges Merkmal, um eine Person zu identifizieren,
was nicht nur die Datenbearbeitung vereinfache, sondern auch Verwechslungen
vorbeuge, so der Bundesrat in seiner Medienmitteilung. Für den Datenschutz und die
Informationssicherheit sehe der Vorentwurf wirksame Massnahmen vor; zusätzlich zu
den üblichen Sicherheitsmassnahmen bei Informatiksystemen des Bundes müsse
einerseits der Zugang zu den Datenbanken optimal gesichert werden, andererseits

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.11.2018
KARIN FRICK
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werde das Unterlassen oder die unsorgfältige oder nicht fachgerechte Ausführung von
Sicherheitsmassnahmen unter Strafe gestellt. Ausserdem würden die gesetzlichen
Bestimmungen zur Verknüpfung verschiedener Datenbanken nicht geändert; die
Verwaltung verknüpfe also nicht mehr Daten der Bürgerinnen und Bürger als bisher. Die
breitere Verwendung der AHV-Nummer gehe nicht einmal mit einem erhöhten Anreiz
zu häufigerem illegalem Verknüpfen verschiedener Datenbanken einher, da bereits mit
den bisher erfassten Identitätsmerkmalen in 99.98 Prozent der Fälle eine erfolgreiche
Verknüpfung erreicht werden könnte, wie das BSV in einem Hintergrunddokument zum
Datenschutz erläuterte. Die Vernehmlassung läuft bis am 22. Februar 2019. 46

Mittels eines Postulats wollte Mathias Reynard (sp, VD) den Bundesrat beauftragen, in
einem Bericht verlässliche Zahlen über sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz und in der
Öffentlichkeit zusammenzutragen. Internationale Studien belegten, dass ungefähr jede
dritte Frau an ihrem Arbeitsplatz sexuell belästigt werde, so der Postulant. Für die
Schweiz fehlten aber aktuelle, flächendeckende Daten, weshalb bei der Untersuchung
des Ausmasses und der Entwicklung dieser Problematik grosser Handlungsbedarf
bestehe. Die Umsetzung vorliegenden Postulats liege zudem im Rahmen der Istanbul-
Konvention, welche von den Vertragsstaaten die Untersuchung aller Formen von Gewalt
gegen Frauen verlange. 
Der Vorstoss wurde in der Wintersession 2018 von Verena Herzog (svp, TG) bekämpft
und anschliessend in der Frühjahrssession 2019 erneut aufgegriffen. Herzog wies in
ihrer Begründung darauf hin, dass es entgegen den Aussagen des eingereichten Textes
sehr wohl aktuelle schweizerische Daten gebe und die entsprechenden Fakten bekannt
seien. Hinter diesem Postulat vermute sie aus diesem Grund vielmehr «Alarmismus und
Profilierung». Ihre Parteikollegin Céline Amaudruz (svp, GE) wies hingegen darauf hin,
dass bestehende Zahlen womöglich verzerrt seien, da nicht alle Opfer sexueller
Belästigung Anzeige erstatteten. In Zustimmung mit letzterer Aussage ergänzte
Innenminister Alain Berset, dass durch die geforderte Prävalenzstudie Diskrepanzen
zwischen der Realität und offiziellen Statistiken aufgedeckt werden könnten. Der
Nationalrat folgte der Empfehlung des Bundesrates und nahm das Postulat mit 93 zu 68
Stimmen an. Während das Ja-Lager fraktionsmässig durchmischt war, bestand das
Nein-Lager ausschliesslich aus Mitgliedern der Fraktionen der SVP und der FDP. 47

POSTULAT
DATUM: 19.03.2019
CATALINA SCHMID

Im August 2019 gab der Bundesrat eine Vorlage zum Aufbau eines nationalen
Adressdienstes in die Vernehmlassung. Gemäss dem vorgeschlagenen
Adressdienstgesetz (ADG) soll das BFS einen nationalen Adressdienst bereitstellen,
damit Gemeinden, Kantone, die Bundesverwaltung und zugriffsberechtigte Dritte –
beispielsweise Krankenkassen – auf die aktuellen und ehemaligen Wohnadressen der
Schweizer Einwohnerinnen und Einwohner zugreifen können. Bereits 2014 war die
Regierung in einem Postulatsbericht zum Schluss gekommen, dass eine solche zentrale
Adressdatenbank für die öffentliche Hand grossen Nutzen brächte. Zur Erfüllung vieler
Verwaltungsaufgaben sei es nötig, Kenntnis vom Wohnsitz einer Person zu haben – sei
es, um die Person schriftlich zu kontaktieren oder überhaupt festzustellen, welche
regionale Behörde für ein bestimmtes Verfahren zuständig ist. Heute seien die
Behörden, die keinen Zugriff auf die Einwohnerregister haben, unter Umständen dazu
gezwungen, aufwändige Recherchen bei anderen Gemeinden und Kantonen
anzustellen, um an die Wohnadresse einer Person zu gelangen. Gegebenenfalls müssten
sie sogar das Rechercheangebot privater Dienstleister – etwa der Post oder local.ch – in
Anspruch nehmen, führte der Bundesrat im erläuternden Bericht aus. Könne eine
Person «mit vernünftigem Aufwand nicht mehr aufgefunden werden», drohten bei
Zahlungsausständen dadurch Abschreibungen, die eigentlich vermeidbar wären. Vom
nationalen Adressdienst erhoffte sich der Bundesrat die Vereinfachung administrativer
Prozesse und die effizientere Erledigung öffentlicher Aufgaben. Das Gesetz soll
insbesondere die Nutzungsbedingungen der Datenbank regeln, deren Abfrage über die
AHV-Nummer vorgesehen ist. Jede registrierte Person soll zudem die Möglichkeit
haben nachzuvollziehen, wer wann ihre Adressdaten abgefragt hat. Sara Stalder von der
Stiftung für Konsumentenschutz äusserte gegenüber der Presse Bedenken bezüglich
Datenschutz und Datensicherheit bei der zentralen Datenbank. Gleichzeitig sah sie im
Vorhaben allerdings auch eine Chance, die Datenherausgabe und den
Verwendungszweck genau zu regeln, was von den Gemeinden bisher sehr
unterschiedlich gehandhabt werde. Seitens des EDÖB wurde der Vorlage die
Konformität mit dem Datenschutz bestätigt. 48

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.08.2019
KARIN FRICK
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In der im Februar 2019 zu Ende gegangenen Vernehmlassung kam die Einführung einer
generellen Erlaubnisnorm zur systematischen Verwendung der AHV-Nummer durch
Behörden grundsätzlich gut an. Begrüsst wurde die Vereinfachung des Verfahrens zur
systematischen Verwendung der AHV-Nummer einerseits in Bezug auf die Effizienz der
Verwaltungsabläufe sowie andererseits im Hinblick auf die Weiterentwicklung der E-
Government-Strategie. Einwände äusserten jedoch viele Teilnehmende zum
Datenschutz. Während die SP, die Grünen, die Piratenpartei, Arbeitnehmer- und
Arbeitgeberverbände, Privatim, das Centre Patronal und der Hauseigentümerverband
Defizite beim Persönlichkeitsschutz befürchteten, waren neun Kantonen und der
Konferenz der kantonalen Ausgleichskassen die diesbezüglichen Vorgaben im Gesetz zu
detailliert, sodass ihrer Meinung nach die zusätzlichen administrativen Aufgaben die
Vereinfachung zunichtemachen könnten. Mehrere Teilnehmende forderten den
Bundesrat in diesem Zusammenhang auf, die Erkenntnisse aus dem Postulat 17.3968 für
ein Sicherheitskonzept für Personenidentifikatoren in das Gesetzgebungsvorhaben
einfliessen zu lassen. Auf Ablehnung bei der grossen Mehrheit der Teilnehmenden stiess
hingegen die vorgesehene Verschärfung der Strafbestimmungen; diese sei
unverhältnismässig und schaffe Rechtsunsicherheit für die Behörden, kritisierten
insbesondere die Kantone.
So war dies denn auch der einzige Punkt, wo der Bundesrat seinen Entwurf nach der
Vernehmlassung inhaltlich noch anpasste, indem er auf die Verschärfung der
Strafbestimmungen verzichtete. Ende Oktober 2019 verabschiedete er die Botschaft
zuhanden des Parlaments. 49

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.10.2019
KARIN FRICK

Die Änderung des AHVG mit dem Ziel, den Behörden die systematische Verwendung
der AHV-Nummer als Personenidentifikator zu ermöglichen und dadurch die
Verwaltungsarbeit effizienter zu machen, wurde in der Sommersession 2020 vom
Ständerat als Erstrat behandelt. Als Sprecher der SPK-SR, die die Vorlage mit 7 zu 4
Stimmen gutgeheissen hatte, wies Andrea Caroni (fdp, AR) zu Beginn der Debatte noch
einmal darauf hin, dass der Datenschutz jederzeit gewährleistet sei und dass sich hinter
den Neuerungen eben nicht «ein massiver Schritt in Richtung behördlicher
Überwachung», sondern eine «sanfte technische Optimierung ohne nennenswerte
Schwierigkeiten» verberge. Eine Minderheit um Daniel Fässler (cvp, AI) befand die
Vorlage dagegen für unnötig und beantragte Nichteinreten. Es gehe gar nicht darum, ob
die Verwaltungsbehörden die AHV-Nummer als Personenidentifikator verwenden
dürfen oder nicht, sondern lediglich darum, ob es dafür in jedem Bereich einer
spezialgesetzlichen Grundlage bedarf oder ob eine generelle Ermächtigung im AHVG
geschaffen wird, führte Fässler aus. Falls in Zukunft ein neuer Anwendungsbereich
dazukommen sollte, könne dafür eine spezialgesetzliche Grundlage geschaffen werden,
weshalb man auf die vorliegende Revision «getrost verzichten» könne, schloss der
Minderheitsvertreter. Bundesrat Alain Berset gestand der Kommissionsminderheit zu,
dass die Vorlage keine grosse Veränderung gegenüber der heutigen Praxis mit sich
bringe, vielmehr stelle sie aber für die Behörden aller drei Staatsebenen zweifelsfrei
klar, wer wozu die AHV-Nummer verwenden dürfe – im Moment glichen die
verschiedenen gesetzlichen Grundlagen einem «Dschungel». Man könne das Problem
schon immer wieder unter den Teppich kehren, aber dadurch werde es nicht gelöst. Er
appellierte deshalb an den Rat, «den Teppich ein letztes Mal anzuheben» und eine
«vernünftige Lösung» zu finden, auch wenn kein grosser Enthusiasmus dafür vorhanden
sei. Die kleine Kammer trat schliesslich mit 37 zu 6 Stimmen auf das Geschäft ein.
Inhaltlich hatte die Kommission eine einzige Änderung am bundesrätlichen Entwurf
vorgenommen. Sie wollte, dass im Sinne einer Ausnahme auch tripartite Kommissionen,
die die Einhaltung der allgemeinverbindlichen Gesamtarbeitsverträge überwachen, die
AHV-Nummer verwenden dürfen, obwohl dies für private Zwecke generell untersagt ist.
Bundesrat Berset sprach sich deutlich gegen eine solche Ausnahme aus, da die AHV-
Nummer im Kampf gegen Schwarzarbeit nichts nütze, solange sie nicht mit anderen
Daten ausser Name und Geburtsdatum verknüpft werden könne; so eine Möglichkeit für
tripartite Kommissionen sei jedoch nicht vorgesehen und verlangte gegebenenfalls
nach einer Aufsicht zur Sicherstellung des Datenschutzes, da es sich um private Akteure
handle. Angesichts des einstimmigen Kommissionsantrags verzichtete der
Innenminister jedoch auf einen Gegenantrag, womit die Änderung stillschweigend
angenommen wurde. In der Gesamtabstimmung stimmte die kleine Kammer dem
Gesetz mit 37 zu 5 Stimmen bei einer Enthaltung zu. 50
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Als der Nationalrat in der Wintersession 2020 die Änderung des AHV-Gesetzes
bezüglich der Verwendung der AHV-Nummer als Personenidentifikator in der
Gesamtabstimmung guthiess, schrieb er das Postulat seiner RK, das ein
Sicherheitskonzept für Personenidentifikatoren forderte, ab. 51

POSTULAT
DATUM: 08.12.2020
KARIN FRICK

In der Vernehmlassung wurde das Vorhaben des Bundesrates, einen nationalen
Adressdienst (NAD) zu schaffen, mehrheitlich befürwortet. Von den 55 eingegangenen
Vernehmlassungsantworten äusserten sich 35 positiv zum Vorentwurf, darunter 21
Kantone sowie die BDP, die SP und die SVP. Zehn Teilnehmende positionierten sich
nicht eindeutig oder zogen ein gemischtes Fazit, wobei nicht der Nutzen des Dienstes,
sondern dessen konkrete Ausgestaltung in Frage gestellt wurde. Zu dieser Gruppe
zählten die Kantone Appenzell Ausserrhoden und Graubünden, die CVP, der Gemeinde-
und der Städteverband sowie der Gewerbeverband. Überwiegend ablehnend äusserten
sich ebenfalls zehn Teilnehmende, darunter die Kantone Tessin und Waadt sowie die
FDP. Während einige Organisationen die Notwendigkeit des neuen Registers in Frage
stellten und Datenschutzbedenken äusserten (SKS, HEV, Privatim, Centre Patronal),
forderte auf der anderen Seite der Verband der Einwohnerdienste die Schaffung eines
zentralen Einwohnerregisters, das alle Daten der Einwohnerregister umfasst und nicht
nur die Wohnadressen.
Die Stellungnahmen hätten insgesamt bestätigt, dass der geplante nationale
Adressdienst einem Bedürfnis entspreche, gab der Bundesrat im Dezember 2020 per
Medienmitteilung bekannt. Mit dem NAD sollen Schweizer Behörden die Wohnadresse
der Einwohnerinnen und Einwohner auch über Kantonsgrenzen hinweg suchen und
bestehende Adressdaten aktualisieren können. Das geplante Adressdienstgesetz (ADG)
enthält die gesetzliche Grundlage für einen solchen Dienst und soll unter anderem den
Inhalt, die Zugriffsmöglichkeiten und den Datenschutz regeln.
Die Vernehmlassungsergebnisse veranlassten den Bundesrat dazu, das Vorhaben
weiterzuverfolgen, aber zuvor noch einige aufgeworfene Fragen zu klären. Er kündigte
an, die Datenschutzbestimmungen und die Regelung der Datenhoheit zu präzisieren
sowie die Abfragemöglichkeiten und die Rolle der Kantone und Gemeinden noch
vertieft zu prüfen. Überdies wolle er bereits vor der Inbetriebnahme des NAD geklärt
haben, ob und mit welchen zusätzlichen Datenquellen von Bund, Kantonen oder
Gemeinden die Aktualität der bereitgestellten Daten verbessert werden könnte. Die
Regierung beauftragte das EDI, die notwendigen Abklärungen zu treffen und
anschliessend eine Botschaft auszuarbeiten. 52

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.2020
KARIN FRICK

In der Wintersession 2020 nahm sich der Nationalrat als Zweitrat der Änderung des
AHV-Gesetzes an, mit der den Behörden die systematische Verwendung der AHV-
Nummer als Personenidentifikator erlaubt werden sollte. Die Grüne Fraktion
beantragte die Rückweisung des Geschäfts an den Bundesrat, damit dieser statt der
systematischen Erlaubnis zur Verwendung der AHV-Nummer die systematische
Erlaubnis zur Verwendung einer nicht zurückrechenbaren Personennummer auf Basis
der AHV-Nummer ins Auge fassen solle. Werde aus der AHV-Nummer zuerst eine
registerspezifische, andere einmalige Nummer berechnet, aus der es jedoch umgekehrt
nicht möglich ist, die AHV-Nummer zurückzurechnen, werde die unerlaubte
Verknüpfung verschiedener Registerdaten zusätzlich erschwert und damit der
Datenschutz besser gewahrt, begründete Grünen-Sprecher Balthasar Glättli (gp, ZH) das
Anliegen seiner Fraktion. Den Mehraufwand für die registerspezifischen
Identifikationsnummern erachtete eine breite Ratsmehrheit im Vergleich zum
Sicherheitsgewinn – schliesslich habe nicht einmal der EDÖB etwas gegen die geplante
systematische Verwendung der AHV-Nummer einzuwenden gehabt, so SP-
Fraktionssprecher Cédric Wermuth (sp, AG) – jedoch als nicht verhältnismässig, wie es
GLP-Fraktionssprecherin Corina Gredig (glp, ZH) zusammenfasste, und lehnte die
Rückweisung mit 144 zu 37 Stimmen bei einer Enthaltung ab. Ebenso erfolglos blieben
zwei Minderheitsanträge Barrile (sp, ZH), die beabsichtigten, den Kreis der zur
systematischen Verwendung der AHV-Nummer berechtigten Stellen weiter
einzuschränken als vom Bundesrat vorgesehen. Demgegenüber stimmte die grosse
Kammer einem Einzelantrag Romano (cvp, TI) mit 160 zu 20 Stimmen bei 2 Enthaltungen
zu und übernahm damit die vom Ständerat eingefügte Erweiterung der Befugnis zur
systematischen Verwendung der AHV-Nummer auf tripartite Kommissionen, die die
Einhaltung von allgemeinverbindlichen Gesamtarbeitsverträgen kontrollieren. Die
vorberatende SPK-NR hatte auf diese Ergänzung verzichten und dem Bundesrat folgen
wollen, weil sie befürchtete, diese Ausnahme vom Grundsatz, dass die Verwendung der
AHV-Nummer staatlichen Akteuren vorbehalten ist, könnte auch bei anderen Privaten
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Begehrlichkeiten wecken. In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die somit
differenzbereinigte Vorlage mit 145 zu 38 Stimmen bei 4 Enthaltungen an. Nebst den
geschlossenen Grünen lehnte auch ein Teil der SVP-Fraktion den Entwurf ab. Zudem
schrieb die Volkskammer das Postulat 17.3968 betreffend ein Sicherheitskonzept für
Personenidentifikatoren stillschweigend ab. In der Schlussabstimmung hiess der
Nationalrat das Gesetz mit 148 zu 44 Stimmen bei 2 Enthaltungen gut, während die
Ständekammer dem Entwurf mit 39 zu 3 Stimmen zustimmte. 53

Grundrechte

Mit der Annahme eines Postulates Reynard (sp, VS) beauftragte der Nationalrat den
Bundesrat, Möglichkeiten zu prüfen, wie Daten zu Diskriminierungen aufgrund
sexueller Orientierung oder Geschlechtsidentität erhoben werden könnten. Ein
spezielles Augenmerk soll auch auf Mehrfachdiskriminierungen geworfen werden. Da
Yves Nidegger (svp, GE) den Vorstoss bekämpfte, stellte sich die geschlossene SVP-
Fraktion gegen das Anliegen und Roland Rino Büchel (svp, SG) brachte in der Diskussion
ein Beispiel aus Schottland ein, das ihm Angst mache: In einer Primarschule gebe es nur
noch eine Art Toiletten, weil die Kinder sich sonst entscheiden müssten, wohin sie
gehen sollen. Daran anknüpfend richtete er die Frage an Bundesrätin Sommaruga,
welche das Anliegen im Namen des Gesamtbundesrates unterstützte: „Können Sie
bestätigen, dass wir uns nicht so wahnsinnig verhalten wie die Schotten?“ Es gehe ja nur
darum, sich die Frage der Diskriminierung überhaupt einmal anzuschauen, und
Hinschauen, das sei die Aufgabe des Bundesrates, führte Sommaruga aus. Mit 116 zu 73
Stimmen wurde das Postulat in der Sommersession 2017 überwiesen. 54

POSTULAT
DATUM: 01.06.2017
KARIN FRICK

Innere Sicherheit

Mit militärischen Waffen begangene Gewalttaten im zivilen Bereich belebten die
Diskussion um das Waffenrecht im Allgemeinen und um die private Aufbewahrung von
Ordonnanzwaffen im Besonderen. Am Rande der Beratungen über die Revision des
Waffengesetzes wurde im Nationalrat ein Antrag der Linken, die militärische
Ordonnanzwaffe nicht mehr nach Hause abzugeben, heftig debattiert und schliesslich
abgelehnt. Ein von der SP, der GP, der GSoA (Gruppe für eine Schweiz ohne Armee) und
diversen frauen- und friedenspolitischen Organisationen gebildetes Komitee lancierte
im August eine Volksinitiative mit dem Titel „Schutz vor Waffengewalt“. Diese fordert
neben dem Verbot der privaten Aufbewahrung von Militärwaffen eine Verschärfung des
Waffenrechts. Insbesondere wird für den Waffenbesitz und -erwerb ein
Bedarfsnachweis verlangt und die Einführung eines nationalen Waffenregisters
vorgeschrieben. 55

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.09.2007
HANS HIRTER

Die 2007 lancierte Volksinitiative „für den Schutz vor Waffengewalt“ wurde im Februar
2009 eingereicht. Sie verlangt neben einem Verbot der privaten Aufbewahrung von
militärischen Dienstwaffen insbesondere auch einen Bedarfs- und Fähigkeitsnachweis
für den Besitz von privaten Waffen und ein zentrales Waffenregister. Der Bundesrat
empfahl sie kurz vor Jahresende zur Ablehnung. Der geforderte Bedarfs- und
Fähigkeitsnachweis wäre seiner Ansicht nach schwierig zu kontrollieren und würde
einen grossen administrativen Aufwand verursachen. Zudem fehlten bei verschiedenen
davon betroffenen Gruppen von Waffenbesitzern (zum Beispiel Sammlern) objektive,
leicht überprüfbare Kriterien für diesen Bedarfs- und Fähigkeitsnachweis. Bezüglich
der Armeewaffen glaubt der Bundesrat mit seinen Vorschlägen im Rahmen einer
Anpassung des Militärgesetzes sowie der zugehörenden Verordnungen die Anliegen der
Initiative berücksichtigt zu haben. Schliesslich sprach er sich gegen ein nationales
Waffenregister aus, da die kantonalen Dateien ausreichend seien.

Zumindest in der Frage des zentralen Waffenregisters erhielt die Volksinitiative auch
im Nationalrat Unterstützung. Dieser überwies mit 92 zu 90 Stimmen eine Motion
(07.3826) Lang (gp, ZG) für die Schaffung einer solchen nationalen Datenbank. Der
Ständerat annullierte diesen Beschluss dann aber, indem er die Motion ablehnte. Die
vom Grünen Müller (AG) verlangte Einführung eines Bedarfs- und Fähigkeitsnachweises,
wie dies auch die Volksinitiative vorsieht, blieb bereits in der grossen Kammer erfolglos:
Der Nationalrat lehnte eine entsprechende Motion (07.3873) mit 110 zu 72 Stimmen
ab. 56

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 16.12.2009
HANS HIRTER
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Der Nationalrat befasste sich in der Sommersession als Erstrat mit der im Februar 2009
mit 106'037 gültigen Unterschriften eingereichten Waffenschutzinitiative. Die Initiative
fordert, dass Waffenbesitz nur mit einem Bedarfs- und Fähigkeitsausweis gestattet ist,
dass die Armeewaffen im Zeughaus statt zu Hause aufbewahrt werden und dass ein
zentrales Waffenregister erstellt wird. Der Bundesrat hatte die Initiative bereits Ende
2009 zur Ablehnung empfohlen. In der Ratsdebatte wurden von den die Initiative
befürwortenden Vertretern der SP und der Grünen insbesondere Sicherheitsaspekte
vorgebracht. Es wurde argumentiert, dass ein Verbot der Aufbewahrung von (Armee-
)Waffen zu Hause vor allem Tötungsdelikte aus dem Affekt, häusliche Gewalt oder
Suizide vorbeugen könne. Darüber hinaus könne ein zentrales Waffenregister der
Verbrechensbekämpfung dienen. Die Ratsmehrheit empfahl die Initiative allerdings mit
dem Hinweis auf das aktuell genügende Waffengesetz zur Ablehnung. Krimineller
Waffenmissbrauch könne mit einem Fähigkeitsausweis nicht verhindert werden und das
Schützen- und Jagdwesen würden unnötig eingeschränkt. Den Initianten wurde von der
Ratsrechten zudem vorgeworfen, mit ihrem Vorhaben eine Abschaffung der Armee auf
Raten anzustreben. Die gleichen Argumente wurden auch im Ständerat diskutiert. Beide
Räte empfahlen den Bürgern, die Initiative abzulehnen. Die geschlossen stimmende SP,
die Grünen und die Grünliberalen unterlagen bei den Schlussabstimmungen
rechtsbürgerlichen Mehrheiten, im Nationalrat mit 119 zu 69 und im Ständerat mit 30 zu
11 Stimmen. Lanciert wurde der Abstimmungskampf im Dezember 2010. Bundesrätin
Sommaruga musste gegen die Initiative und auch gegen ihre eigene Partei antreten,
obwohl sie selbst als Ständerätin das Begehren noch unterstützt hatte. 57

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.10.2010
MARC BÜHLMANN

Im Februar kam die 2007 von verschiedenen linken Organisationen lancierte
Volksinitiative «Für den Schutz vor Waffengewalt» zur Abstimmung. Die Initiative
forderte ein Verbot der privaten Aufbewahrung von besonders gefährlichen Waffen,
einen Bedarf- und Fähigkeitsnachweis sowie die Einführung eines nationalen
Waffenregisters. Das Initiativkomitee, das das Sturmgewehr im Kleiderschrank als Relikt
des Kalten Krieges ansah, erhoffte sich mit der Neuregelung eine verbesserte Suizid-
und Gewaltprävention. Nachdem 2010 bereits beide Räte und der Bundesrat die
Ablehnung der Initiative empfohlen hatten, bekämpfte eine breite bürgerliche Allianz
aus SVP, FDP, CVP, BDP, EDU, Schweizer Demokraten, Gewerbeverband, Bauernverband
und Schiessverband die Waffen-Initiative. Die Gegner der Initiative befürchteten vor
allem die Opferung traditioneller Werte zugunsten einer Scheinsicherheit. Die Initiative
würde Zeichen eines Misstrauens in die Verantwortlichkeit der Bürger darstellen.
Getroffen würden zudem jene, die verantwortungsvoll mit Waffen umgingen –
Verbrecher würden sich hingegen nicht an die Regelung halten. Der BDP-Präsident
Hans Grunder sah in der Initiative sogar das versteckte Ziel der Abschaffung der Armee.
Auch rechneten die Gegner mit erheblichen administrativen Mehrkosten.

Die Initiative wurde am 13. Februar 2011 an der Urne mit 56,3%-Nein-Stimmen bei einer
Stimmbeteiligung von 49,2% verworfen. Dabei wurden die bereits im
Abstimmungskampf sichtbaren Gräben bestätigt. Die grösste Zustimmung fand die
Initiative in der Westschweiz: Genf (61%), Basel-Stadt (58,9%), Waadt (53,7%),
Neuenburg (53,2%) und Jura (52%), aber auch Zürich (50,4%) nahmen die Initiative an.
Die Gegner der Initiative konzentrierten sich in der Zentral- und Ostschweiz: Appenzell
Innerrhoden (72,3%), Obwalden (71,9%), Schwyz (70,9%) und Uri (70,6%). Die Vox-
Analyse zeigte, dass den Stimmbürgern die Entscheidung leicht fiel und viele sich früh
positionierten. Dabei hing der Stimmentscheid stark von der politischen Ausrichtung
und den politischen Wertevorstellungen ab: Personen, die für eine offene und moderne
Schweiz sind, stimmten ebenso massiv Ja, wie jene, die eine verschlossene und
traditionelle Schweiz vertreten, Nein sagten. Es gewann damit dieselbe Schweiz die
Abstimmung, die sich bereits bei der Minarett- und der Ausschaffungsinitiative
durchsetzte. Die drei Hauptargumente der Befürworter polarisierten laut der VOX-
Analyse stark: Dass die Waffe zuhause gefährlich und unzeitgemäss sei und die
Selbstmordrate erhöhe, wurde von den Gegnern strikt abgelehnt. Sie argumentierten
ihrerseits mit einer bereits genügenden Gesetzeslage und der Wahrung der
persönlichen Freiheit und der Eigenverantwortung. Die Diskreditierung des
Milizsystems der Armee war das Hauptargument des überparteilichen Komitees der
Gegner, dessen vom Werber Alexander Segert illustrierten Kampagne mit kaputten 1.-
August-Lampions an die Emotion der Stimmbürger appellierte.

Abstimmung vom 13. Februar 2011

Beteiligung: 49,2%

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.02.2011
NADJA ACKERMANN
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Ja: 1'083'312 (43,7%) / 5 1/2 Stände
Nein: 1'395'812 (56,3%) / 15 5/2 Stände

Parolen:
– Ja: CVP-Frauen, CSP, EVP, Grüne, GLP, PdA, SP, SP-Frauen, GSoA, SEK, SGB, TravS,
FMH.
– Nein: FDP-Liberale, FDP-Frauen, CVP (5)*, BDP, EDU, SVP, SVP-Frauen, AVF, JCH,
SBV.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 58

Gestützt auf das Waffengesetz (WG) konnte die neue Waffeninformationsplattform
Armada in Betrieb genommen werden. Sie erlaubt den kantonalen Polizeibehörden den
Zugriff auf die Waffendaten des Bundesamtes für Polizei (Fedpol). So kann überprüft
werden, ob einer Person eine Waffe verweigert oder entzogen wurde. 59

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 24.05.2011
NADJA ACKERMANN

Kriminalität

Ende 2010 legte das BFS zum zweiten Mal den Jahresbericht der polizeilichen
Kriminalstatistik vor, der dank der einheitlichen Erfassung aller Kantone vergleichbare
detaillierte Aussagen zulässt. Gemäss Bericht wurden im Jahr 2010 429'324 Fälle mit
656'858 Straftaten gemeldet. Damit ging die Anzahl angezeigter Straftaten im Vergleich
zum Vorjahr um 2% zurück. 60

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2010
MARC BÜHLMANN

Am 25. März publizierte das Bundesamt für Statistik (BfS) die polizeiliche
Kriminalstatistik 2012. Insgesamt wurden im Vergleich zum Vorjahr 8,2 Prozent mehr
Straftaten registriert. Der Befund einer verstärkten Zunahme der Kriminalität
insbesondere bei Diebstählen (plus 11%), schweren Körperverletzungen (plus 23%),
Gewalt und Drohungen gegen Beamten (plus 17%), Raubfällen (plus 16%), Nötigung (plus
12%), häusliche Gewalt (plus 6%) und Widerhandlungen gegen das Ausländergesetz (plus
15%) provozierte ein grosses Medienecho. Weitgehend stabil blieb die Anzahl Tötungs-
und Drogendelikte. 61

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.03.2013
NADJA ACKERMANN

Die Kriminalstatistik, die seit 2009 vom Bundesamt für Statistik (BfS) veröffentlicht
wird, wies für das Jahr 2013 bei den verzeigten Straftaten insgesamt einen Rückgang
von 3,3% aus. Während die Straftaten gegen das Betäubungsmittelgesetz (+5%, v.a.
Drogenkonsum) und gegen das Ausländergesetz (+14%, v.a. illegale Einreisen) zunahmen,
war im zahlenmässig wichtigsten Bereich – den Straftaten gegen das Strafgesetzbuch
(79% der Straftaten) – eine Abnahme von 6% zu verzeichnen. Hier gab es deutlich
weniger Fälle von Diebstahl (-8%), während aufgrund des „Tatmittels Internet“ die Fälle
von Betrug bzw. Erpressung signifikant anstiegen (+67%).  Bei Betrachtung der
demografischen Verteilung fiel auf, dass sich der Trend eines Rückgangs der
Beschuldigtenzahl bei Minderjährigen (-6,7%) und jungen Erwachsenen (-6,8%)
fortsetzte. Ebenfalls war die Zahl der Beschuldigten aus dem Asylbereich rückläufig (-
22,9%). Aus geografischer Perspektive wurde ersichtlich, dass insbesondere die
Grenzkantone zu Italien und Frankreich mit höherer Kriminalität zu kämpfen hatten,
was auf den florierenden Kriminaltourismus zurückzuführen ist. 62

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.03.2014
NADJA ACKERMANN

Eine knappe Mehrheit von 97 zu 94 Nationalratsmitgliedern unterstützte in der
Herbstsession 2019 das Anliegen einer Motion Quadranti (bdp, ZH), dass der Bund
«hate crimes» aufgrund der sexuellen Orientierung, der Geschlechtsidentität, des
Geschlechtsausdrucks oder von Geschlechtsmerkmalen statistisch erfassen sollte.
Solche Daten böten die Grundlage zur Problemlösung und könnten Ansatzpunkte für die
Prävention aufzeigen, argumentierte Quadranti. Der Bundesrat hatte die Ablehnung der
Motion beantragt. Er befürchtete eine ungenügende Datenqualität, denn die Angabe
des Tatmotivs erfolge in der polizeilichen Kriminalstatistik nur auf freiwilliger Basis. Mit
der Einführung eines Straftatbestands für Diskriminierung aufgrund der sexuellen
Orientierung würde die Erfassung in der polizeilichen Kriminalstatistik – wie für alle
Straftatbestände des StGB – ohnehin obligatorisch werden. Im Falle der Ablehnung
anlässlich des bevorstehenden Referendums könnte sich der Bundesrat hingegen eher
Umfragen bei den betroffenen Gruppen vorstellen, erklärte Innenminister Alain Berset,

MOTION
DATUM: 26.09.2019
KARIN FRICK
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von denen er sich aussagekräftigere Resultate verspreche als von der Erfassung durch
die Polizei. Die grosse Kammer folgte indes mehrheitlich dem Aufruf Quadrantis, einen
Schritt zu tun, um die «Problemdimension sichtbar» zu machen. 63

Die schweizweite statistische Erfassung von «hate crimes» aufgrund der sexuellen
Orientierung, der Geschlechtsidentität, des Geschlechtsausdrucks oder von
Geschlechtsmerkmalen könnte Ansatzpunkte für die Prävention aufzeigen und würde
generell die Diskriminierung dieser Gruppe thematisieren, argumentierte die
ständerätliche WBK, die ihrem Rat die Annahme der entsprechenden Motion Quadranti
(bdp, ZH) beantragte. In der Frühjahrssession 2020 folgte die Ratsmehrheit jedoch
einem Einzelantrag Hefti (fdp, GL) und lehnte den Vorstoss mit 21 zu 18 Stimmen bei
einer Enthaltung ab. Die Gegnerschaft der Motion erachtete die geforderte Statistik in
der vorgeschlagenen Form im Hinblick auf die Datenqualität als problematisch, da sie
aus Polizeirapporten zusammengestellt würde und nicht wie die polizeiliche
Kriminalstatistik aus Anzeigen aufgrund des Strafgesetzbuches. Innenminister Alain
Berset versicherte, der Bundesrat werde beim Thema «hate crimes» nicht untätig
bleiben, und wies darauf hin, dass es der in der Volksabstimmung vom Februar 2020
angenommene Artikel 262bis StGB (Verbot der Diskriminierung aufgrund der sexuellen
Orientierung) möglich mache, auch diesen Tatbestand in der polizeilichen
Kriminalstatistik zu erfassen. Dies war zum Zeitpunkt der Einreichung der Motion noch
nicht möglich gewesen, weswegen die Motion eine Statistik basierend auf
Polizeirapporten vorgeschlagen hatte. 64

MOTION
DATUM: 10.03.2020
KARIN FRICK

Erstmals veröffentlichte das BFS im Sommer 2020 im Rahmen der Strafurteilsstatistik
2017–2019 auch umfassende Zahlen zur Anwendungsrate der obligatorischen
Landesverweisung. Die drei vollen Kalenderjahre nach Inkrafttreten des
entsprechenden Art. 66a StGB in Umsetzung der Ausschaffungsinitiative am 1. Oktober
2016 hätten eine genügend grosse Datenbasis für vertiefte statistische Analysen zur
Anwendung der obligatorischen Landesverweisung geboten, so das BFS in seinem
Bericht. Im Jahr 2019 wurde in 58 Prozent der Strafurteile aufgrund einer sogenannten
Katalogstraftat – die zu einer obligatorischen Landesverweisung führt, ausser das
Gericht wendet die Härtefallklausel an –, eine Landesverweisung ausgesprochen. Im
Umkehrschluss kam also in fast jedem zweiten Fall die Härtefallklausel zur Anwendung.
Die Analyse der Daten aller drei Jahre zeigte, dass vor allem die Schwere der
begangenen Straftat und der Aufenthaltsstatus der delinquenten Person die
Wahrscheinlichkeit einer obligatorischen Landesverweisung determinieren. Je
schwerer die Straftat, desto wahrscheinlicher wird eine obligatorische
Landesverweisung ausgesprochen: Bei Vergehen, die mit maximal drei Jahren
Freiheitsstrafe bedroht werden, wurde nur in drei Prozent der Fälle eine obligatorische
Landesverweisung verhängt, bei Verbrechen mit maximal fünf Jahren Freiheitsstrafe in
20 Prozent der Fälle. Demgegenüber wurde bei Straftatbeständen, deren Maximalstrafe
über fünf Jahre beträgt, zu 75 Prozent (Verbrechen ohne Mindeststrafe) bzw. 86
Prozent (Verbrechen mit Mindeststrafe) eine obligatorische Landesverweisung
ausgesprochen. Ausserdem wurden obligatorische Landesverweise signifikant häufiger
gegen Personen ohne reguläre Aufenthalts- oder Niederlassungsbewilligung
ausgesprochen, nämlich in 87 Prozent der Fälle – im Gegensatz zu 35 Prozent bei
Personen mit B-Ausweis und 19 Prozent bei Personen mit C-Ausweis. Insgesamt
widerspiegelt die Anwendungspraxis der Härtefallklausel damit das ihr zugrunde
liegende Verhältnismässigkeitsprinzip: Der hohe Anteil an Anwendungsfällen der
Härtefallklausel lässt sich mit dem hohen Anteil an minderschweren Straftaten
erklären. 65

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.06.2020
KARIN FRICK
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Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Die Informations- und Dokumentationsangebote des Parlaments und der
Parlamentsdienste werden dauernd weiterentwickelt. Zu nennen sind dabei etwa die
Plattform CURIA VISTA, auf der sämtliche parlamentarische Beratungsgegenstände
erfasst werden; ELAN und ELAS, mit denen die Ratsabstimmungen aufgezeichnet
werden; die Dokumentation der Ratsdebatten via VERBALIX; Presseschauen, die mittels
MEMO erzeugt werden können; eine Zusammenfassung von Fachartikeln via LIBERO
oder der Zugang zu E-Papers via SESAME. Diese Angebote dienen Parlamentarierinnen
und Parlamentariern als wichtige Informations- und Analysequellen. Die
Parlamentsdienste können auf deren Basis Informationen und Dokumentationen für
interessierte Nutzerinnen und Nutzer zusammenstellen. Die Kombination und
Verknüpfung der einzelnen Angebote untereinander, aber auch mit anderen
Datenbanken, eröffnet zahlreiche Möglichkeiten zu noch stärker ausgebauter
Information. So wurde etwa mit CUBE ein neues System entwickelt, mit dem sich
quantitative Analysen zur Tätigkeit des Parlaments erstellen lassen; oder mit dem
System SOPRANO soll dereinst durch Abgleich von Presseartikeln und
Parlamentstätigkeit ein eigentliches politisches Monitoring vorgenommen werden
können. 
Weil mit den neuen technologischen Entwicklungen einerseits auch schützenswerte
Personendaten bedroht sein könnten und die Organe der Bundesversammlung
andererseits die Entwicklungen selber mitsteuern können möchten, regte die
Verwaltungsdelegation Änderungen im Parlamentsrecht und in der
Parlamentsverordnung an. Diese Anregung wurde im November 2016 vom Büro-NR als
parlamentarische Initiative formuliert, welcher die Schwesterkommission Anfang
Februar 2017 zustimmte. 
In einem Bericht legte das Büro-NR im August Vorschläge für entsprechende
Gesetzesänderungen vor. Auswertungen von Persönlichkeitsprofilen sollen ermöglicht
werden. Die Koordinationskonferenz soll zudem die Kompetenz erhalten, Umfang und
Empfänger solcher Auswertungen festzulegen und so Entwicklungen zu begleiten und zu
steuern. 66

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.08.2017
MARC BÜHLMANN

In der Wintersession beugte sich der Nationalrat über die vom Büro-NR
vorgeschlagenen Gesetzesänderungen, die dabei helfen sollen, mit der Entwicklung der
parlamentsinternen Informations- und Dokumentationsangebote Schritt halten zu
können. Der Bundesrat hatte in der Zwischenzeit eine Stellungnahme abgegeben und
die Vorschläge des Büros erweitert. Unter anderem regte die Regierung an, dass auch
die Grundlage für einen gegenseitigen Austausch zwischen Datenbanken der
Bundesverwaltung und solchen des Parlaments bzw. der Parlamentsdienste geschaffen
werden solle. Balthasar Glättli (gp, ZH) machte als Sprecher des Büros ein konkretes
Beispiel: Persönliche Vorstösse, die aufgrund der Zweijahresfrist abgeschrieben
werden, müssten in der Verwaltung mühsam von Hand aussortiert werden, da eine
Verknüpfung von CURIA VISTA mit Listen aus der Verwaltung heute eigentlich nicht
erlaubt sei. Die Vorschläge des Büros wurden mit den entsprechenden Ergänzungen des
Bundesrats vom Nationalrat einstimmig mit 182 zu 0 Stimmen (Bundesgesetz über die
Bundesversammlung) bzw. 181 zu 0 Stimmen (Verordnung zum Parlamentsgesetz)
angenommen. Enthaltungen gab es in beiden Fällen keine. 67

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.12.2017
MARC BÜHLMANN

Ohne Gegenstimme und ohne Enthaltungen nahmen auch die 41 anwesenden
Ständerätinnen und Ständeräte die vom Büro-NR vorgeschlagenen Gesetzesgrundlagen
für zeitgemässere Informations- und Dokumentationsangebote für das Parlament an.
Die Gesetzesrevision war nötig geworden, weil bei der Verknüpfung von Daten aus
unterschiedlichen Angeboten neue Informationen oder schützenswerte Daten
entstehen können. Gerade diese Verknüpfungen sind es aber, welche die Effizienz der
Angebote erhöhen sollen. Am Ende der Frühjahrssession 2018 wurden sowohl das
Bundesgesetz als auch die Verordnung in den Schlussabstimmungen beider Räte
einstimmig gutgeheissen. Damit ist der Weg frei für Erschliessung, Verknüpfung und
Auswertung verschiedener Datenbanken zum Zweck einer Digitalisierung des
parlamentarischen Informations- und Dokumentationsangebots – freilich immer unter
Berücksichtigung des Datenschutzes. 68

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.03.2018
MARC BÜHLMANN
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Landesverteidigung

Ausrüstung und Beschaffung

A la fin du mois de février, l’initiative «Pour la protection face à la violence des armes»
a été déposée avec 106'037 signatures valables. Les objectifs de l’initiative sont de
rendre obligatoire le dépôt de l’arme d’ordonnance dans les arsenaux militaires, de
supprimer la possibilité d'acheter l'arme d'ordonnance en fin de service, de mettre en
place un registre national des armes à feux et de rendre obligatoire l’obtention d’un
permis pour les chasseurs et les amateurs de tirs sportifs. 69

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 23.02.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik

In der Herbstsession 2016 forderte der Nationalrat mehr Transparenz über die
wirtschaftlichen Auswirkungen der Bundesaktivitäten in den Kantonen und überwies
mit 106 zu 81 Stimmen bei einer Enthaltung ein Postulat Amherd (cvp, VS), welches den
Bundesrat dazu verpflichten will, alle vier Jahre Bericht über die Wertschöpfung von
Arbeitsplätzen wie auch von Arbeitsvergaben zu erstatten. Der Bundesrat sprach sich
gegen die Annahme des Postulats aus, unter anderem weil dadurch die administrative
Belastung der Wirtschaftssubjekte steigen würde. Eine interessante Koalitionsbildung
förderte die Abstimmung zutage: Die Vertreterinnen und Vertreter der SVP und der BDP
sowie die Grünliberalen schlugen sich geschlossen auf die Seite des Bundesrates, die
anderen Fraktionen, inklusive der wirtschaftsliberalen FDP, stimmten für das Postulat. 70

POSTULAT
DATUM: 22.09.2016
DAVID ZUMBACH

Rétrospective annuelle 2020: Politique économique

En 2020, la politique économique de la Suisse a été dictée par la pandémie mondiale
de Covid-19. Les mesures sanitaires, imposées par le Conseil fédéral, ont été suivies
d'un interventionnisme étatique inédit pour permettre à l'économie helvétique de
traverser cette crise économique et financière. Selon les estimations, CHF 47 milliards
ont été injectés dans l'économie. Ces mesures de soutien ont pris la forme d'un
recours accru au chômage partiel, d'un accès aux indemnisations de réduction de
l'horaire de travail (RHT) pour les dirigeant.e.s salarié.e.s de leur entreprise, d'un
recours aux allocations perte de gains (APG) pour les indépendantes et indépendants,
de crédit-relais garantis à hauteur de CHF 40 milliards par la Confédération, de
mesures pour éviter ou suspendre les poursuites pour dettes et faillites, d'aides pour
les cas de rigueur, ainsi que d'aides ponctuelles pour des secteurs spécifiques comme
le tourisme. D'autres options comme des exemptions de la TVA, une gratuité des
transports publics pour voyager en Suisse ou des réductions fiscales pour les frais de
séjour des Helvètes en Suisse ont été rejetées par le Parlement.
En parallèle des débats sur des aides à l'économie, le Parlement a également débattu au
sujet des mesures sanitaires. En effet, plusieurs objets ont traité de l'assouplissement
des mesures sanitaires afin de soulager des secteurs de l'économie comme l'hôtellerie-
restauration, l'événementiel ou le tourisme. Néanmoins, ces objets ont été rejetés par
le Parlement. La volonté d'interdire le versement de dividendes pour les entreprises qui
ont bénéficié d'aides de la Confédération a également fait son chemin, mais sans
succès. En outre, les discussions autour de l'ouverture des remontées mécaniques
pour la saison de ski ont fait couler beaucoup d'encre. L'Union européenne (UE), et plus
particulièrement les pays limitrophes comme l'Allemagne, la France ou l'Italie, ont mis
la pression sur la Suisse afin d'imposer une fermeture des stations de ski pendant la
période des Fêtes. Cette hypothétique fermeture a été combattue par le Parlement.
Malgré les mesures économiques, ou à cause des mesures sanitaires, l'économie
helvétique s'est fortement contractée en 2020. Au deuxième trimestre 2020, le PIB
helvétique a chuté de 8.2 pourcent. Les entreprises exportatrices et le secteur du
tourisme, plombés par la crise économique mondiale, ont souffert. Cependant, la chute
du PIB helvétique fut moindre en comparaison de nombreux pays européens. Le SECO
tablait, à la fin de l'année, sur une baisse annuelle du PIB de 3.5 pourcent en lieu et
place d'une baisse de 6.8 pourcent prédite au printemps.
Pour conclure, la crise du Covid-19 a également poussé le Parlement à remettre en
question la résilience de l'économie helvétique, la solidité des chaînes

BERICHT
DATUM: 31.12.2020
GUILLAUME ZUMOFEN
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d'approvisionnement, le caractère durable de l'économie helvétique. Un postulat sur le
bilan économique des mesures sanitaires imposées par le Conseil fédéral a été
accepté.

Mis à part le Covid-19, d'autre thématiques ont tenu le haut de l'affiche en 2020. En
particulier, la votation sur l'initiative populaire sur les multinationales responsables a
occupé le devant de la scène durant toute l'année. Une intense campagne, ponctuée
d'attaques virulentes, de «fake news», d'acteurs et d'alliances inédits, a rythmé l'année
2020. Au final, bien que 50,7 pourcent de la population se soit montrée favorable à
l'initiative, elle a été rejetée à la majorité des cantons. Le contre-projet indirect, fruit
d'un long débat parlementaire, entrera donc en vigueur. 
L'initiative populaire sur l'interdiction du financement des producteurs de matériel de
guerre a également été rejetée lors du vote populaire par 57,5 pourcent de la
population. Dans les médias, l'objet a été éclipsé par l'initiative sur les multinationales
responsables. Par contre, sur cette thématique, le Parlement a adopté deux motions
qui visaient la modification de la loi fédérale sur les prestations de sécurités privées
fournies à l'étranger (LPSP) et un frein à l'exode des entreprises importantes pour la
sécurité du pays. 

La thématique de l'îlot de cherté helvétique a été au coeur des débats. Premièrement,
l'initiative pour des prix équitables a été débattue en chambre. D'un côté, le Conseil
national a adopté le contre-projet indirect du Conseil fédéral, modifié par la CER-CN,
qui prévoit une modification de la loi sur les cartels (LCart). D'un autre côté, le Conseil
des Etats a profité de la suspension des délais applicables aux initiatives populaires
dans le cadre de la crise du Covid-19 pour proroger le délai de traitement de l'initiative
populaire au 23 août 2021. Deuxièmement, le Parlement a été divisé sur le projet de
suppression des droits de douane sur les produits industriels. Alors que la chambre du
peuple a refusé d'entrer en matière, la chambre des cantons a relancé le projet.
Troisièmement, une initiative cantonale et une motion sur la suppression ou
l'abaissement de la franchise valeur ont été adoptées afin de lutter contre le tourisme
d'achat. 

Après 4 années de discussions, la révision du droit de la société anonyme (SA) a été
validée en conférence de conciliation. Si des modifications des versements
d'indemnités en ligne avec l'initiative Minder, des possibilités de publications du
capital-actions en monnaie étrangère ou encore l'autorisation de tenir une assemblée
générale à l'étranger sont à l'ordre du jour, l'implémentation de quotas féminins, non-
contraignants, s'impose comme la réforme majeure de cette révision.

Finalement, plusieurs objets ponctuels ont animé les débats parlementaires.
Premièrement, la volonté de protéger les investissements directs étrangers dans des
entreprises helvétiques s'est concrétisée. Deuxièmement, les conditions de
concurrence entre les entreprises privées et les entreprises dans lesquelles la
Confédération, les cantons ou les communes possèdent une participation financière
sont revenues sur la table. Troisièmement, une révision de la loi sur le Contrôle des
finances (LCF), pour sortir de la surveillance les entreprises de la Confédération
partiellement privatisées, a été rejetée. Quatrièmement, à la suite de l'affaire CarPostal,
le Parlement s'est penché sur le statut des entreprises proches de la Confédération.
Cinquièmement, l'initiative parlementaire sur le renouvellement tacite des contrats a
été enterrée, après de longs débats, par les deux chambres. Finalement, la
numérisation a entraîné deux modifications légales: la reconnaissance de dettes à l'aide
d'un acte de défaut de biens numérisé et la validité juridique des informations publiés
sur la plateforme en ligne du registre du commerce (Zefix).

Pour conclure, il est important de mentionner la forte hausse des articles liés à la
politique économique dans la presse helvétique. Alors que les articles sur la politique
économique ont représenté environ 6 pourcent des articles dans la presse helvétique
entre 2017 et 2019, la thématique de la politique économique a représenté 9.2
pourcent en 2020. Cette hausse est principalement à mettre à l'actif d'articles de
politique économique générale, et d'articles sur la politique et la situation
conjoncturelle. En toute logique, la rédaction d'articles sur ces thématiques
spécifiques a été dopée par le Covid-19 qui a fortement impacté l'économie helvétique
et a entraîné des mesures conjoncturelles. 71
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Wirtschaftsordnung

Eine Motion Giezendanner (svp, AG) forderte 2015 die Befreiung der Unternehmen vom
Statistikaufwand und wollte Betriebe mit weniger als 50 Mitarbeitenden von den
entsprechenden durch das Bundesamt für Statistik (BFS) erteilten Aufgaben befreit
sehen. Eine ansonsten gleichlautende Motion Schibli (svp, ZH) forderte überdies eine
Prüfung der Entlastungsmöglichkeiten von grösseren Unternehmen im Bereich der
Statistik. Der Bundesrat gab in seiner Antwort zu bedenken, dass mit dem geforderten
Mindestkriterium von 50 Beschäftigten 98 Prozent der Unternehmen und 44 Prozent
der Beschäftigten nicht mehr statistisch erfasst würden und damit diese Informationen
auch nicht mehr in die politischen Entscheidungsprozesse einfliessen könnten. Der
Nationalrat stimmte den Vorstössen, die in der Herbstsession 2015 im Rahmen einer
dringlichen Interpellation zur Frankenstärke behandelt wurden, bei jeweils einer
Enthaltung deutlich mit 119 zu 66 Stimmen bzw. 118 zu 67 Stimmen zu. SVP, FDP, CVP
und BDP votierten für, SP, GLP und die Grünen gegen die Motionen. Anders fiel das
Resultat im Ständerat aus. Die kleine Kammer folgte im März 2016 bei zwei Enthaltungen
mit 30 zu 11 Stimmen der vorberatendenen Kommission für Wissenschaft, Bildung und
Kultur (WBK-SR), die die beiden Geschäfte bei einer Enthaltung einstimmig zur
Ablehnung empfohlen hatte. In der Debatte brachte Ständerat Föhn (svp, SZ) sein
Erstaunen darüber zum Ausdruck, dass die beiden Motionen nicht von der Kommission
für Wirtschaft und Abgaben (WAK-SR) behandelt worden waren. Die wirtschaftlichen
Aspekte der Vorlagen seien so in der Vorberatung zu wenig stark berücksichtigt worden,
monierte der Schwyzer Standesvertreter. 72

MOTION
DATUM: 23.09.2015
DAVID ZUMBACH

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energie

Im November 2020 beschloss der Bundesrat, punktuelle Anpassungen in
verschiedenen Energie-Verordnungen (Energieförderungsverordnung,
Energieverordnung, Energieeffizienzverordnung, Geoinformationsverordnung,
Stromversorgungsverordnung) vorzunehmen. Unter anderem setzte der Bundesrat
einen Anreiz dafür, dass vermehrt grössere anstelle von kleineren Fotovoltaikanlagen
auf Einfamilienhäusern gebaut werden. Er änderte dazu die Energieförderverordnung
dahingehend, dass bei Einmalvergütungen – die sich aus einem Grund- und einem
Leistungsbeitrag zusammensetzen – der Leistungsbeitrag stärker gewichtet wird.
Projekte bis 30 kW Leistung werden künftig mit zusätzlichen Leistungsbeiträgen von
CHF 40 (total CHF 380) pro kW unterstützt, müssen aber eine Einbusse von CHF 300
bei den Grundbeiträgen (neu CHF 700) hinnehmen. Weiter führte der Bundesrat im
Bereich der Windkraftförderung eine vereinfachte Regelung ein, sodass temporäre
Bauten zur Prüfung der Standorteignung von Windkraftanlagen keine Baubewilligung
mehr benötigen. Eine entsprechende Anpassung der Energieverordnung soll diese
bürokratische Hürde beseitigen. Überdies bezweckt eine weitere Anpassung in
ebendieser Verordnung, dass das BFE Geodaten zu allen registrierten
Stromproduktionsanlagen in der Schweiz in einer räumlichen Übersicht publiziert.
Verschiedene Angaben, beispielsweise zur Technologie, zum Standort, zur Kategorie,
zur Leistung und zum Inbetriebnahmedatum, sollen helfen, den Zubau von
Produktionsanlagen transparent darzustellen. Ausserdem stellte der Bundesrat mit
einer Anpassung der Stromversorgungsverordnung die Regel auf, dass
Speicherbetreiber (Messkunden) die Messdaten auf Smartmetern ablesen können sollen
und der Datenexport innerhalb einer Periode von 5 Jahren unentgeltlich erfolgen muss.
Im Verordnungspaket waren noch weitere punktuelle Verordnungsanpassungen
enthalten, die allesamt per Jahresbeginn 2021 und im Falle der
Energieeffizienzverordnung im Frühling 2021 in Kraft treten. 73

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 25.11.2020
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Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Das Bundesamt für Statistik und das Bundesamt für Raumplanung haben sich
entschlossen, im Zuge der europäischen Integration, der wirtschaftlichen
Konzentrationsprozesse und der Globalisierung, grossregionale statistische Einheiten
zu schaffen, die für Regionalvergleiche innerhalb Europas benötigt werden. In der
mehrjährigen Ausarbeitung wurde in Absprache mit den Kantonen eine Gliederung des
Landes in sieben Grossregionen geschaffen. Der Bericht «Die Grossregionen der
Schweiz» der ETH Zürich lieferte nun erstmals schweizerische Strukturkarten, die auf
dem Raster der Grossregionen erstellt wurden. 74

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 31.12.1999
DANIEL BRÄNDLI

Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

Afin de créer une base comptable sûre en matière de protection de l'environnement,
l'Office fédéral de la statistique a mandaté la société genevoise ECOSYS pour réaliser un
modèle de «comptes économiques de l'environnement», pour que la comptabilité
nationale puisse intégrer, à moyen terme, les données concernant ce sujet. Il s'agirait
ainsi de recenser les dépenses publiques et privées effectuées pour la protection de
l'environnement, ainsi que les coûts des dommages infligés à la nature. L'intégration
d'un tel système dans la comptabilité nationale n'existe encore dans aucun pays, mais
l'ONU et l'OCDE ont soulevé ce problème depuis quelques années, et la Confédération
entendait ne pas prendre de retard en ce domaine. 75

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.01.1991
SERGE TERRIBILINI

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Mit einer Motion wollte Nationalrat Vollmer (sp, BE) den Bundesrat beauftragen, die
statistische Erhebung über die Erwerbstätigkeit und die Erwerbslosigkeit
aussagekräftiger zu machen und Daten bereitzustellen, die international vergleichbar
sind. Der Bundesrat erinnerte daran, dass 1991 mit SAKE erstmals eine
Stichprobenerhebung nach den Standards von IAO, OECD und EG durchgeführt worden
war. Die in der Motion geforderte vierteljährliche Erhebung dieser Daten dürfte sich in
den neunziger Jahren europaweit durchsetzen. Sie wirft momentan jedoch noch eine
Reihe von konzeptionellen, finanziellen und personellen Fragen auf, weshalb der
Bundesrat mit Erfolg Umwandlung in ein Postulat beantragte. 76

MOTION
DATUM: 09.10.1992
MARIANNE BENTELI

Mittels einer Motion wollte Franz Grüter (svp, LU) den Bundesrat beauftragen, die Zahl
der ausgesteuerten Arbeitnehmenden in die Arbeitslosenstatistik aufzunehmen.
Aktuell seien Arbeitslose, die nach Ablauf der 18 Monate, in denen sie Arbeitslosengeld
erhalten, keine Stelle gefunden haben, nämlich nicht in der Arbeitslosenstatistik
vertreten. Diese unterschätze deswegen die Arbeitslosenzahl und sei nicht vollständig,
so Grüter.
Im Rahmen der Debatte im Nationalrat im März 2020 machte Barbara Gysi (sp, SG)
darauf aufmerksam, dass auch andere Gruppierungen, die Erwerb oder Arbeit suchen,
in der Arbeitslosenstatistik nicht erschienen – sie spezifizierte jedoch nicht, welche
Gruppen. Sie betonte, dass die sozialdemokratische Fraktion bereit sei, die Motion zu
unterstützen, falls auch diese Gruppierungen in die Formulierung aufgenommen
würden und die Arbeitslosenstatistik somit zu einer Erwerbslosenstatistik verbreitert
würde, was der Motionär gerne annahm. Der Bundesrat hingegen beantragte die
Ablehnung der Motion. Die Arbeitslosenversicherung sei eine «Registerstatistik», in
welche nur diejenigen Personen aufgenommen würden, die sich bei einem RAV
anmeldeten – folglich könne sie monatlich erstellt werden. Der Nationalrat sprach sich
jedoch mit 141 zu 39 Stimmen für Annahme der Motion aus. Nur die FDP.Liberalen-
Fraktion und die Mitte-Fraktion unterstützten das Anliegen nicht. 77

MOTION
DATUM: 05.03.2018
GIADA GIANOLA

01.01.65 - 01.01.21 27ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Die Kostenentwicklung im Gesundheitswesen und neue epidemiologische Probleme
erfordern eine Neuordnung der Gesundheitsstatistik. Die Spital- und Heimstatistik soll
in die amtliche Statistik integriert und revidiert werden. Ein entsprechendes Konzept
wurde vom EDI zuhanden der Konferenz der kantonalen Sanitätsdirektoren
verabschiedet. Bereits eingeführt wurde eine Erhebung über die ambulanten
Behandlungen im Alkohol- und Drogenbereich. 78

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.09.1994
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Le Conseil national a adopté par 122 voix contre 60 une motion Wehrli (pdc, SZ)
chargeant le Conseil fédéral d’élaborer une loi visant à autoriser les assurances sociales
à accéder aux registres de personnes permettant de vérifier l’existence d’une
personne et la situation légale de son séjour en Suisse. Le Conseil fédéral a estimé que
le critère déterminant dans les assurances sociales est l’assujettissement à celles-ci et
non pas le statut de l’assuré au regard de la législation sur les étrangers. Par ailleurs, il a
considéré qu’au vu de la répartition des tâches entre Confédération et cantons ainsi
que du principe de légitimité, la séparation des missions policières et d’assurances
sociales doit être maintenue afin de protéger le citoyen contre une ingérence étatique
non prévue. Finalement, il a jugé cette adaptation inutile car le droit en vigueur permet
de garantir l’exactitude et l’exhaustivité des données concernées. La gauche a rejeté le
texte en bloc. 79

MOTION
DATUM: 28.09.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Im Rahmen der Behandlung der 11. AHV-Revision überwies der Nationalrat zwei
Vorstösse seiner SGK. Ein Postulat lud den Bundesrat ein (Po. 00.3183), einen Bericht
auszuarbeiten, der die kurz- (2010), mittel- (2015) und langfristigen (2050) Perspektiven
der Alterssicherung in der Schweiz darlegt. Da der Bundesrat bereits Vorarbeiten in
diese Richtung unternommen hat, war er bereit, den Vorstoss entgegen zu nehmen.
Anders verhielt es sich mit einer von der Kommission einstimmig verabschiedeten
Motion, die vom Bundesrat verlangte, die Mittel zur Erhebung der für die künftige
Führung und Ausrichtung der Sozialversicherungen unerlässlichen gesellschaftlichen,
wirtschaftlichen und demographischen Daten bereit zu stellen. Der Bundesrat teilte
zwar grundsätzlich die Ansicht, dass die statistische Datenlage zur Altersvorsorge
zurzeit nicht ausreicht und deshalb ausgebaut werden sollte, verwies aber auf die
fehlenden Ressourcen, weshalb er Überweisung als Postulat beantragte. Da die
Kommission an einem verbindlichen Auftrag festhielt, lenkte Bundesrätin Dreifuss mit
Seitenblick auf kommende Budgetdebatten ein, worauf die Motion oppositionslos
angenommen wurde. 80

MOTION
DATUM: 09.05.2001
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Sibel Arslan a défendu devant le Conseil national son postulat visant l'inscription d'un
troisième sexe à l'état civil. Elle a d'abord souligné la nécessité d'une telle inscription –
ou de la suppression de toute inscription de genre – pour deux catégories de
personnes. Premièrement, les personnes intersexes, à savoir les enfants dont les
organes sexuels ne sont à la naissance pas clairement féminins ou masculins. L'usage
pour ces enfants est très souvent une intervention chirurgicale précoce, les attribuant
à un genre arbitraire, ce qui peut avoir pour conséquence un mal-être plus tard dans
leur vie, et ce dès l'adolescence. La deuxième catégorie regroupe les personnes qui ne
se reconnaissent pas psychologiquement dans leur sexe biologique. Les troubles
psychologiques liés au genre sont souvent mal compris par les personnes cisgenres
(c'est-à-dire celles dont le sexe biologique correspond au genre ressenti
personnellement) et la mesure proposée par la députée Arslan permettrait un premier
pas vers la prise en compte de ces minorités dans le code civil. La Bâloise ajoute que
cette démarche n'est pas une première mondiale, de nombreux pays dont l'Australie, le
Canada, l'Inde, le Pakistan et l'Allemagne ayant adopté des mesures similaires. De plus,

POSTULAT
DATUM: 17.09.2018
SOPHIE GUIGNARD
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le postulat a été signé par des parlementaires de tout le spectre politique, à l'exception
de l'UDC. 
Le député Nidegger a pris la parole pour l'opposition. Il a évoqué le danger de
l'indifférenciation, dont il estime qu'elle peut prétériter au développement et à
l'équilibre des personnes. Il recommande donc de rejeter le postulat, pour le bien des
personnes transgenres et intersexes, qui ne seraient ainsi pas incitées à rester dans un
entre-deux. 109 voix ont plébiscité le postulat. 77 s'y sont opposées, dont la quasi-
totalité de l'UDC (à l'exception d'une voix pour et d'une abstention), une partie du PLR,
du PDC et un conseiller PBD. Cinq personnes se sont abstenues (1 UDC, 2 PLR et 2
PDC). 81

Le Conseil des États a accepté, en septembre 2020, une motion de la socialiste Eva
Herzog (ps, BS), qui demandait que toutes les statistiques et études de la
Confédération soient attentives aux différences entre les deux sexes. Elle cite par
exemple le chômage, dont les causes et conséquences varient de manière importante
entre les sexes, ce qui n'est que trop peu souvent pris en compte selon elle. L'objet a
été accepté par 27 voix contre 15, sans abstention. 82

MOTION
DATUM: 24.09.2020
SOPHIE GUIGNARD

Menschen mit Behinderungen

Gegen den Willen des Bundesrates, der Umwandlung in ein Postulat beantragte, nahm
der Nationalrat eine Motion seiner Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit
(SGK) an, welche die Landesregierung beauftragt, durch die Bundesämter für
Sozialversicherung und Statistik und in Koordination mit dem NFP 8 („Behinderte
Menschen in der Schweiz“) den Aufbau einer schweizerischen Behindertenstatistik in
die Wege zu leiten, welche die persönliche und finanzielle Situation der Invaliden in
allen Sozialversicherungszweigen und in der Sozialfürsorge berücksichtigt. 83

MOTION
DATUM: 04.03.1999
MARIANNE BENTELI

En mars 2017, le conseil des Etats a accepté une motion du sénateur Eder (plr, ZG), qui
souhaitait la mise à disposition des cantons et de l'OFS des statistiques dans le
domaine de l'intégration des personnes handicapées. Cette mesure permettrait, selon
de libéral-radical, une meilleure vision d'ensemble des prestations, indispensables
selon lui à une politique nationale en faveur des handicapés. Le Conseil fédéral s'était
opposé à la motion, arguant que la compétence en matière d'institutions pour
personnes handicapées est du ressort des cantons. De plus, selon les sept sages, les
besoins actuels de la Confédération en matière de données sur la loi fédérale sur
l'assurance invalidité sont couverts. Un dernier argument est celui du poids financier
d'une telle mesure, qui serait trop important. Le résultat du vote a été serré, l'objet
n'ayant passé la rampe qu'à 19 voix contre 16 avec 5 abstentions. 84

MOTION
DATUM: 07.03.2017
SOPHIE GUIGNARD

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

In Erfüllung des bundesrätlichen Auftrags im Rahmen der Kulturbotschaft 2016-2020 an
das BAK, welcher eine Überarbeitung und Weiterentwicklung der statistischen
Grundlagen im Kulturbereich vorsah, veröffentlichte das BFS im Oktober 2020 erstmalig
die Kulturwirtschaftsstatistik. Wie das BAK in der Medienmitteilung festhielt, sei diese
Statistik «ein wichtiges Instrument für die Planung der öffentlichen Kulturförderung,
indem sie die grossen Unterschiede in den Herausforderungen der verschiedenen
Sektoren aufzeigt». Dies sei insbesondere in Anbetracht der aktuellen Corona-
Pandemie und ihren starken Auswirkungen auf den Kultursektor von grosser Bedeutung.
Ausserdem helfe die Statistik dabei, das in der Kulturbotschaft 2021-24 festgelegte Ziel
einer angemessenen Verteilung von Frauen und Männern in allen Bereichen der Kultur
zu erreichen.
Aufbauend auf verschiedenen bereits bestehenden Statistiken, wurden zwei Bereiche
für die Analyse unterschieden: zum einen die Kulturbetriebe und die damit
verbundenen Arbeitsstellen, zum anderen die Kulturschaffenden im breiteren Sinne –
also alle hauptberuflich im Kultursektor tätigen Personen, auch jene, welche innerhalb
des Sektors keinen kulturellen Beruf ausüben wie etwa ein Buchhalter oder eine

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.10.2020
SARAH KUHN
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Buchhalterin in einem Theater, oder jene, die einen kulturellen Beruf verfolgen, jedoch
nicht im Kultursektor tätig sind wie zum Beispiel ein Grafiker oder eine Grafikerin in
einer Bank.
Demnach gab es im Jahr 2018 63'639 Kulturunternehmen mit 66'122 Arbeitsstätten,
was einem Anteil von ca. 10.5 Prozent der gesamten Schweizer Unternehmen und
Arbeitsstätten entsprach. Seit 2011 sei die Zahl der Kulturunternehmen somit um 13,0
Prozentpunkte gewachsen, was im Vergleich mit den Unternehmen in der
Gesamtwirtschaft (+7,4%) einem bemerkenswerten Anstieg entsprach. Beschäftigte in
Kulturbetrieben gab es 234'494, womit Kulturunternehmen im Durchschnitt deutlich
weniger Angestellte aufwiesen als Unternehmen in der Gesamtwirtschaft. Im Vergleich
zu 2011 entspricht dies lediglich einer Zunahme von 2,1 Prozentpunkten, womit die
Kulturbetriebe immer kleiner zu werden scheinen. Mit einer Wertschöpfung von
insgesamt CHF 15.2 Mrd. leistete der Kultursektor im Jahr 2018 einen Beitrag von 2.1
Prozent an das Bruttoinlandprodukt, was einer inflationsbedingten jährlichen Abnahme
von durchschnittlich 1,3 Prozentpunkten seit 2011 entsprach, währenddem das gesamte
BIP der Schweiz um 2 Prozentpunkte wuchs.
Kulturschaffende gab es im Jahr 2019 312'000, was einem Anteil von 6.3 Prozent der
Erwerbspersonen in der Schweiz entsprach. Mit einem Anteil von 56 Prozent
Kulturschaffender mit tertiärem Bildungsabschluss wies dieser Bereich im Vergleich zu
einem Tertiärbildungsanteil von 42 Prozent bei allen Erwerbspersonen einen
überdurchschnittlich hohen Bildungsgrad auf. Weiter schien die Branche eher weiblich
zu sein, so betrug der Frauenanteil 51 Prozent. Jedoch sei die Ungleichheit bezüglich
Lohn und Vorgesetztenfunktion zwischen den Geschlechtern in diesem Sektor etwa
gleich hoch wie in der Gesamtwirtschaft. So hätten bei den Männern 36 Prozent eine
Direktions- oder Kaderfunktion und verdienten im Schnitt CHF 7'356, während es bei
den Frauen lediglich 24 Prozent und ein Durchschnittslohn von CHF 6'088 waren. 85

Medien

Medienpolitische Grundfragen

Im Zuge der Corona-Pandemie musste der Bund wiederholt Kritik betreffend die
Aufbereitung der Covid-19-Fallzahlen einstecken. In der ersten Welle im Frühjahr
2020 sorgte die Tatsache, dass Ärzte und Spitäler ihre Fallzahlen anfänglich via Fax an
das BAG melden mussten, für Schlagzeilen. Ein Postulat Andrey (gp, FR; Po. 20.3352)
forderte denn auch einen Bericht über die Aufbereitung und Übermittlung von Covid-
19-Fallzahlen und Zahlen zur Belegung der Spitäler und verwies dabei auf die Open-
Data-Strategie des Bundesrates aus dem Jahr 2018. Die Ansicht, dass maschinenlesbare
und in Echtzeit übermittelte Daten die Entscheidungsgrundlage verbesserten, teilten
auch Bundesrat und Nationalrat, die das Postulat befürworteten. 
Kritik erfuhr das BAG zudem für den Entscheid, keine Daten auf Gemeindeebene zu
publizieren. Eine Veröffentlichung nach Gemeinde könnte dazu dienen, Infektionsherde
zu erkennen, lautete der Standpunkt der Medien. Das BAG stellte sich indes auf die
Position, dass es sich hierbei um besonders schützenswerte Daten handle. Schliesslich
einigte sich das Bundesamt gemeinsam mit geladenen Journalistinnen und Journalisten
darauf, die Daten aufgeschlüsselt nach Gemeinden zu publizieren, wobei aus
Datenschutzgründen keine genauen Zahlen, sondern lediglich eine Intensitätsskala die
Verbreitung des Virus auf lokaler Ebene angeben sollte. Der Computercode zur
Berechnung der Kategorien auf der Intensitätsskala stammte dabei von den
Medienschaffenden. 
Eine verwaltungsinterne Datenpanne geschah Anfang August, als das BAG
fälschlicherweise vermeldete, dass sich die meisten nachvollziehbaren Corona-
Ansteckungen in Discos und Clubs ereigneten. Nachträglich musste das Bundesamt
eingestehen, dass bei der Auswertung der Ansteckungsorte die Kategorien vertauscht
worden waren. In Wahrheit waren lediglich ein Bruchteil der bekannten Ansteckungen
auf einen Besuch in einem Nachtlokal zurückzuführen und die meisten bekannten
Ansteckungen innerhalb der Familie geschehen. Das Malheur löste weitere Fragen zu
den präsentierten Daten aus. Diese betrafen zum einen den relativ kurzen
Beobachtungszeitraum (16. Juli bis 1. August), den hohen Anteil an Fällen mit
unbekanntem Ansteckungsort, die nicht in die Statistik eingeflossen sind, sowie die Art
der Datenerfassung (Meldeformular an das BAG anstatt Ergebnisse des Contact-
Tracings) und zielten auch darauf ab, dass die Statistik den Einfluss des Nachtlebens
und anderer öffentlicher Begegnungsorte wohl unterschätzte. «Interessanter wäre zu
wissen, wie das Virus in die Familie gelangt ist», konstatierte etwa Sebastian Bonhoeffer
Mitglied der Expertengruppe «Data and Modelling» der Corona-Taskforce. 
In der zweiten Septemberhälfte 2020 sorgte nicht zuletzt auch der Entscheid des BAG,
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über das Wochenende keine Fallzahlen mehr zu publizieren, für Kopfschütteln in den
Medien und unter Forschenden, wobei gerätselt wurde, ob der Bund nach diesem
Entscheid rasch genug auf sprunghafte Entwicklungen in den Fallzahlen reagieren
könne. Die Schweiz gesellte sich dabei zu Spanien und Schweden, die als einzige unter
den am stärksten betroffenen Ländern dieselbe Strategie gewählt hatten. Man wisse
über die Zahlen Bescheid und der Entscheid sei auch nicht aufgrund fehlender
Personalressourcen getroffen worden, verteidigte Virginie Masserey, die Leiterin der
Sektion Infektionskontrolle, das Vorgehen. Viel wichtiger als der Tagesvergleich sei es,
die Entwicklung Woche für Woche zu verfolgen. 86
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